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ARNOLD BERGSTRÄSSER

Politik in Wissenschaft und Bildung
Die Lehrgehalte der politischen Bildung

Politische Bildung ist mehr als Wissen; poli-
tisches Wissen ergibt sich nicht aus der Auf-
merksamkeit auf politische Ereignisse allein, 
sondern es setzt Kenntnisse voraus, vermöge 
deren das aktuelle Geschehen verarbeitet wer-
den kann. Darum ist es notwendig, den Wis-
sensgehalten der politischen Bildung in allen 
Bereichen des Erziehungswesens unter dem Ge-
sichtspunkt ihrer Leistung für die Ausbildung 
der Urteilsfähigkeit nachzugehen. Dies wird 
hier im Hinblick auf die höhere Schule als ein 
Beispiel versucht.

Eine Darstellung dieser Lehrgehalte der poli-
tischen Bildung an den höheren Schulen, wie sie 
von dem Erziehungsziel der politischen Bildung 
her entwickelt werden sollten, macht es nötig,

Das Erziehungsziel
Obwohl sich diese Ausführungen konzen-

trieren auf das Wissen, welches ein unentbehr-
licher Bestandteil der politischen Bildung ist, 
und auf die Art seiner Erwerbung und Vermitt-
lung, sollten sie dennoch durchgehend verstan-
den werden als einem Erziehungsziel der poli-
tischen Bildung untergeordnet. Ein Wissenser-
werb, der diesem Ziele nicht dient, hat auch auf 
der höheren Schule keinen Platz. Andererseits 
gilt von der Politik in noch höherem Grade als 
von anderen Daseinsbereichen des Menschen, 
daß ein politik-gerechtes Verhalten die Kennt-
nis und richtige Deutung der Situationen ver-
langt, in denen es sich bewähren soll.

zunächst von diesem Erziehungsziel selbst zu 
sprechen, um dann die spezifische Art des Lehr-
ziels innerhalb der politischen Bildung zu kenn-
zeichnen. Danach soll eingegangen werden auf 
das Wissen, welches beim Lehrer als Grundbe-
stand seiner Unterrichts- und Erziehungspraxis 
vorauszusetzen ist und von den Lehrplänen und 
ihrer Durchführung unterschieden werden muß. 
Sodann ist es angebracht, die Lehrerausbildung 
auf der Universität und die Weiterbildung oder 
Zusatzausbildung des Lehrers in der Übergangs-
periode der Gegenwart zu erörtern. Typische 
Einwände, die gegen Politik als Unterrichtsge-
genstand und politisches Denken als Erziehungs-
ziel gemacht werden, kommen an geeigneten 
Stellen zur Besprechung.

Das Erziehungsziel der politischen Bildung 
ist die Selbstgestaltung einer inneren Form der 
Persönlichkeit, welche befähigt, auf politische 
Entscheidungsfragen adäquat und zugleich pro-
duktiv einzugehen. Das Erziehungsziel der poli-
tischen Bildung ist also das eines mündigen 
Menschen, der die Zuständlichkeit, in der er sich 
als politischer Mensch befindet, erkennen und 
im Wissen darum, was er tut, auf sie antwor-
tend sich verhalten kann. Diese Persönlichkeits-
form beruht einerseits auf Erfahrung, welche in 
ihrer Tragweite durch ein Erfahrungsgefühl im 
Handeln selbst angezeigt wird. Es oszilliert zwi-
schen den Polen von Bejahung oder Freund-
schaft und Verneinung oder Feindschaft. Mit 
dieser Polarität ist zugleich das Engagement als 
unabdingbar zum politischen Verhalten gehörig 
gekennzeichnet. Es ist aber unzureichend und in 
einer falschen Richtung verführerisch, an dieser

Polarität des Erfahrungsgefühls den Begriff des 
Politischen selbst herauszubilden, wie sich im 
späteren Verlauf dieser Darlegungen deutlich 
zeigen wird. Vielmehr bedarf als solches das 
Erfahrungsgefühl der abwägenden Klärung und 
der geistigen Überwindung. Sie entstehen so-
wohl durch Gewöhnung, das heißt gute Sitten, 
wie durch Erkenntnis. Die Leistung der Schule 
kann, wenn sie als Beispiel eines Gruppenver-
haltens aufgefaßt wird, das gut oder schlecht 
vollzogen werden kann, den Grund legen da-
für, daß Tugenden guter politischer Sitten in 
Situationen gefunden und eingeübt werden, die 
zwar gegenüber dem politischen Leben der 
offenen Welt nur teilweise beispielhaft sind, 
aber doch ein gewisses Maß grundlegender 
Sicherheit des Verhaltens mitteilen. Für die po-
litische Bildung als Ganzes, wie sie heute not-
wendig ist, kann diese Erfahrung allein nicht 
ausreichen.

Wenn von einer Disziplin der Satz gilt „Non 
scholae sed vitae discimus", dann ist es die Po-
litik. Erziehung und Unterricht in der Politik 
haben das Ziel, dem Schüler die Grundelemente 
des Verhaltens und des Wissens mitzugeben, 
die für seine Daseinsführung als politischer 
Mensch unentbehrlich sind. Wir können nicht 
erwarten, die Wissensgehalte der Politik auch 
dem besten Schüler in irgendeiner Vollständig-
keit mitzugeben, aber wir können hoffen, einen 
Bestand an Wissen und Denkverfahren in ihm 
zu festigen, den er im Wachstum seiner eigenen 
künftigen Daseinserfahrung selbständig weiter-
zuentwickeln vermag. Um aber dazu in der Lage 
zu sein, eigenständige Erfahrungen zu machen 
und selbständig urteilen zu lernen, bedarf er der 
Grundbegriffe. Die stofflichen Wissensgehalte 
können sich zwar bilden mit Hilfe des auf ver-
schiedenen Wissensgebieten Erlernten, aber sie 



werden für die politische Bildung nur dann nütz-
lich, wenn sie unter dem spezifischen Gesichts-
punkt des Politischen ihre begriffliche Form be-
kommen, wie sie die Politische Wissenschaft 
vermittelt. Das Bild der Vergangenheit steht 
dem Lehrenden und dem Lernenden als Ma-
terial des politischen Denkens zur Verfügung. 
Um sie aber für die spezifisch politische Aufgabe 
nutzbar zu machen, ist es zunächst notwendig, 
eine ganz andere Blickrichtung zu pflegen, näm-
lrch die auf Gegenwart und Zukunft. Der be-
sonders dem deutschen Erziehungswesen eigen-
tümliche historische Charakter des Lernens ent-
hält die Möglichkeit, das Gegenwartsverständ-
nis zu schwächen. Dem der historischen Bildung 
innewohnenden Gedanken der Entwicklung 
sollte man darum den andersartigen Gesichts-
punkt des dynamischen inneren Zusammenhangs 
an die Seite stellen, der die Gegenwart er-
schließt. Freilich ist dabei nicht zu übersehen, 
daß auch die historische Darstellung einer be-
stimmten Epoche die Einsicht in ihren inneren 
Zusammenhang, also dieselbe Heuristik ver-
langt, wenn sie schlüssig sein soll. In diesem 
Falle hat sie mit ähnlichen Grundbegriffen und 
Grundfragen zu arbeiten wie die Gegenwarts-
diagnose. Hinsichtlich der letzteren muß aber 
bemerkt werden, daß die Schule dem heran-
wachsenden modernen Menschen die Fähigkeit, 
seine Gegenwart und damit auch seinen eigenen 
Standort in ihr in geistig gefestigter Weise zu 
erfahren, um so mehr schuldig ist, als die Struk-
turwandlungen des 20. Jahrhunderts in so dra-
stischer Form vor sich gehen, daß gerade eine 
Orientierung, welche persönliche Entscheidun-
gen betrifft, ohne dieses vom Wissen abhängige 
Vermögen der Zufälligkeit ausgesetzt bleibt. 
Wenn die Schule es wahr machen will, daß sie 
für das Leben vorbereitet, muß sie energisch 
zu tun versuchen, was in statischen Epochen 
allenfalls vernachlässigt werden konnte. In der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts hieße es, 
unsere erzieherische Verantwortung in diesem 
wichtigen Punkte verleugnen, wenn wir den 
Schüler in ein Leben hinaustreten lassen, in dem 
er sich nicht orientieren kann, weil ihm Grund-
wissen und Grundbegriffe zur Deutung seiner 
unmittelbaren sozialen, wirtschaftlichen und po-
litischen Erlebnisse, seines eigenen Standortes 
in der Gesellschaft und der Bedingungen seiner 
Standortswahl fehlen.

Die Gegenwartsanalyse als solche ist aber 
noch nicht der Bereich des eigentlich Politischen. 
Gegenwart in diesem Sinne ist gewissermaßen 
im gegenwärtigen Zeitpunkt festgehaltene Ge-
schichte, befragt nach den in ihr wirksamen 
Kräften sowie nach den Bedingungen, die das 
Geschehene für das zukünftige Handeln bietet. 
Die Katastrophe von 1945, historisch gedeutet, 
verlangt eine Geschichte des Nationalsozialis-
mus, des Dritten Reiches und seiner internatio-
nalen Politik. Die Katastrophe von 1945, unter 
dem Gesichtspunkt der Gegenwartsanalyse ge-

deutet, verlangt eine Bewertung der Stellung 
Deutschlands im Zusammenhang der Weltpoli-
tik, der sich in demselben Jahr auch anderswo 
verändert und als Ganzes neue Voraussetzun-
gen für alles folgende politische Handeln ge-
schaffen hat. Die politische Frage im eigent-
lichen Sinne gilt aber der Zukunft. Das poli-
tische Urteilen des Staatsbürgers beantwortet 
die Frage, was denn zu geschehen habe. Es ist 
also ein Abbild des politischen Urteils, welches 
auch dem verantwortlichen Staatsmann die not-
wendige Voraussetzung seiner Entscheidung be-
deutet. Wollen wir einen urteilsfähigen politi-

Das Lehrziel
Um diesen urteilsfähigen Menschen zu er-

ziehen, bedarf es also der Übertragung gewisser 
Grundbegriffe und Grundformen des Denkens 
und des politischen Lernens im Unterricht.

Die Lernstoffe der höheren Schule eröffnen 
auf den Gebieten der Sprachen und Literaturen, 
der Geographie, der Geschichte und der Reli-
gion einen breiten Raum, der für die Bildung 
politischer Urteilsfähigkeit verwertbar ist. Über 
die Stoffe selbst werde ich in anderem Zusam-
menhang noch sprechen. Jetzt nur noch ein kur-
zes Wort über die beim Studium dieser Ge-
biete erlernbaren Methoden und ihre Bedeutung 
für die Politik. Das Erlernen fremder Sprachen 
und die Interpretation ihrer Texte, gleichgültig 
ob es sich um alte oder um neue Sprachen han-
delt, erbringt für das politische Lernen die phi-
lologische Methode, das heißt aber die Kunst 
präzisen und abwägenden Lesens und der auf 
ihr aufgebauten Interpretation. Das Verständ-
nis einer politischen Rede oder des Schlußkom-
muniques einer politischen Konferenz bedarf 
aber gerade dieser Fähigkeit des Lesens. Die 
Literatur selbst, die deutsche, die klassische und 
die der neueren Sprachen stellt zahlreiche Texte 
historischer, dichterischer und philosophischer 
Art zur Verfügung, deren politischen Gehalt der 
Kundige herausarbeiten kann. Ein solcher Ver-
such ist im Sinne der politischen Bildung frucht-
bar, wenn es gelingt, das politisch Typische aus 
dem Text zu entwickeln, und eben dies verlangt 
einen geschulten Blick. Die Kulturgeographie, 
welche den wirtschaftlichen und sozialen Aufbau 
eines Landes unter den bestimmten Bedingun-
gen seiner physischen Gegebenheiten vergegen-
wärtigt, führt ein in die Daseinsgesamtheit der 
politischen Einheiten, die wir als Träger der 
Weltpolitik und in diesem Sinne als Staaten 
bezeichnen. Die Geographie kann also Grund-
begriffe vermitteln, welche Voraussetzungen po-
litischen Handelns klarlegen, bzw. von den in-
neren Verhältnissen eines Volkes aus Beding-
nisse seines weltpolitischen Verhaltens erklä-
ren. Die Geschichte wird dann zur politischen 
Bildung Wesentliches beizutragen vermögen, 
wenn sie die oben erwähnten inneren dynami-

schen Zeitgenossen erziehen, dann muß er im-
stande sein, mit anderen Staatsbürgern und 
gleichsam für den handelnden Staatsmann die 
Entscheidung auf die Zukunft hin vorauszuden-
ken. Je dichter und breiter die Basis der Pyra-
mide ist, an deren Spitze die dazu befugten 
öffentlichen Organe ihre Entscheidungen fällen, 
je weniger diese aus zahllosen Einzel- und 
Gruppenurteilen sich bildende öffentliche Mei-
nung dem Gefühl und der Konvention, je mehr 
sie der begründeten Einsicht entspringt, desto 
kräftiger wird der innere Aufbau des freiheit-
lichen Rechtsstaates und desto sicherer werden 
seine Entscheidungen sein.

sehen Zusammenhänge des Geschehens verdeut-
licht, die politische Geschichte in ihrer Ver-
wobenheit mit der sozialen und geistigen be-
greiflich macht, die historischen Entscheidungen 
den sie bewirkenden Faktoren zuzurechnen sucht 
und vor allem von dem Entwicklungsgedanken 
sich distanziert, der einen irreleitenden anony-
men Determinismus nahelegt. Sie wird noch viel 
mehr dazu beitragen können, wenn sie am ge-
schichtlichen Ereignis die Freiheit der Wahl auf-
deckt, in der der Handelnde unter den ihn be-
schränkenden Bedingtheiten seiner Lage ent-
schieden hat. Schließlich wird der Religionsun-
terricht dazu beitragen können, die letzten Mo-
tive des Daseinsverhaltens zu klären und damit 
eine Voraussetzung dafür erbringen, diese Mo-
tive hinsichtlich ihrer politischen Folgen in das 
politische Bewußtsein aufzunehmen.

Aus meiner Darstellung der Beiträge dieser 
Fächer wird ersichtlich, daß ich bis an die 
äußerste Grenze der Möglichkeit gehe, um ihre 
Lernstoffe und Denkverfahren für die politische 
Bildung nutzbar zu machen. An ihr wird aber 
auch deutlich, daß sie allein dem spezifischen 
Erziehungsziel der Politik nicht zu genügen 
vermögen. Vor allem aber dies: Um dem Erzie-
hungsziel der politischen Bildung näher zu kom-
men, genügt es weder, die Schülerselbstverwal-
tung oder das „partnerschaftliche Verhalten“ als 
Vorübung zur Demokratie zu verstehen und an-
zuwenden, noch das Politische als Unterrichts-
prinzip zu proklamieren — was immer im ein-
zelnen und darunter verstanden werden möge —, 
noch aus den Unterrichtsgegenständen anderer 
Fälle das Politische hervorzuheben. Auch diese 
Möglichkeiten der Erziehung und des Lernens 
werden für die politische Bildung erst fruchtbar, 
wenn die Kenntnis-Voraussetzungen des politi-
schen Urteils von dazu vorgebildeten Lehrern, 
die sie selber in den Grundzügen besitzen, den 
Schülern vermittelt werden.

Deshalb bedarf es eines Unterrichts in Po-
litik als eines selbständigen Faches. Auch dort, 
wo die Bezeichnung Gemeinschaftskunde oder 
Sozialkunde für diesen Unterricht gewählt wird 
und also nur Teilaspekte des Politischen im Na-



men des Gebietes zum Ausdrude kommen, ist 
dieses die Urteilsfähigkeit ins Auge fassende 
Erziehungsziel gemeint. Bei ihm handelt es sich 
dann um den Blick auf das, was zu tun ist, das 
heißt aber um die Unterscheidung dessen, was 
unabänderlich ist, von dem, was möglich ist, 
und schließlich innerhalb der gegebenen Mög-
lichkeiten um die Entscheidung für das, was 
wünschenswert ist. Alle politischen Entschei-
dungen werden getroffen in der Spannung zwi-
schen dem Möglichen und dem Erwünschten. 
Jedes der politischen Entscheidung zugrunde 
liegende Urteil enthält eine Rangordnung des 
zu Tuenden. Diese Urteilsfähigkeit auszubilden 
ist Sache eines spezifischen, durch keine andere 
Denkweise zu ersetzenden Verfahrens. Ihm 
ordnen sich, solange es geübt wird, andere Wis-
sensgebiete und Denkweisen hilfeleistend unter.

Gegen die Einführung von Politik oder Ge-
meinschaftskunde als Unterrichtsfach wird gel-
tend gemacht, dieser Unterricht verleite zur In-
doktrination und wirke damit der bildenden Ab-
sicht der Schulerziehung entgegen, er bleibe 
ohne die engagierte Stellungnahme der Lehren-
den blaß und wirkungslos, eben diese aber sei 
ihnen nicht zuzumuten und schließlich sei Poli-
tik ohnehin ein unübersehbares, „dämonischen" 
Kräften ausgeliefertes Spiel der Gewalten, das 
sich darum der Lehre entziehe. In Wirklichkeit 
ist der gute Unterricht das Gegenteil von In-
doktrination, weil er nicht fertige Urteile mit-
teilt und auferlegt, sondern die Elemente des 
begründeten Urteilens vermittelt und zu seinem

Stärkung des Verständnisses, der Kritikfähigkeit 
und der Verantwortungsbereitschaft

Auch der Umstand, daß das deutsche Volk — 
und mit ihm die ältere Generation unserer Leh-
rer — während eines halben Jahrhunderts vier 
verschiedene Formen der politischen Ordnung 
erlebt hat und, daß es in der Gegenwart in zwei 
gegensätzlich aufgebauten gesellschaftlich-poli-
tischen Systemen lebt, rechtfertigt noch keinen 
Einwand gegen den Unterricht in Politik. Der 
Wechsel der politischen Systeme hat notwendig 
nicht nur im deutschen Erziehungswesen, son-
dern auch in dem anderer Länder, zum Beispiel 
im französischen, Schwierigkeiten hervorgeru-
fen, die aber nicht unüberwindlich sind. Und der 
Irrtum und die Selbsttäuschung können zur 
Quelle der Einsicht werden, zumal dann, wenn 
die Ereignisse selbst sie als solche aufgedeckt 
haben. Es ist darum nicht einzusehen, warum 
ein Lehrer, der einmal dem Nationalsozialismus 
näher stand, als ihm heute lieb sein kann, aus 
eben dieser enttäuschten Erfahrung nicht die 
Konsquenz ziehen könne, den Gesamtzusam-
menhang des Politischen von Grund auf zu 
durchdenken, seinen Irrtum geistig zu überwin-
den und aus ihm den Gewinn einer gefestigten 
freiheitlichen Urteilsfähigkeit herauszuarbeiten. 

eigenständigen Vollzüge auffordert. Das eigene 
Urteil des Lehrenden, das er nicht verschweigen 
sollte, ist ein vorzügliches Beispiel, wenn er 
diese Anforderungen begründeter Eigenständig-
keit erfüllt, andere, gegensätzliche Urteile nicht 
nur zu Wort kommen läßt, sondern hervorruft 
und sie nicht nach ihrem inhaltlichen Ergebnis, 
sondern nach der Zulänglichkeit ihrer Kenntnis-
voraussetzungen und der Qualität ihrer Be-
gründung bewertet. Dieses Verfahren ist, wie 
zahlreiche Beispiele bezeugen, durchaus zumut-
bar für den Lehrenden, es ist pädagogisch pro-
duktiv, weil es den Schüler zum eigenen ver-
antwortlichen Denken hinführt, und es ist der 
freiheitlich-rechtsstaatlichen Demokratie gemäß, 
die auf dem sachlich begründeten, wenn auch 
von verschiedenen Grundauffassungen getra-
genen Entscheidungskompromiß beruht. Ja, die-
ses Verfahren ist ein Anwendungsfall des für 
das Grundgesetz der Bundesrepublik maßgeben-
den Prinzips der freiheitlichen Ordnung. Auf 
dieses Prinzip allerdings ist der Lehrende der 
Politik, der ihm als Beamter öffentlich-rechtlich 
ohnehin verpflichtet ist, auch moralisch ver-
pflichtet zu halten. Der Verpflichtung zur dog-
matisch gerechtfertigten, Haß erzeugenden und 
haßverzerrten Indoktrination, die den gesell-
schaftlich-politischen Unterricht im sowjetischen 
Osten beherrscht, setzt die freiheitliche Welt 
die Verpflichtung zur Achtung vor dem Men-
schen und seiner Bestimmung zur Mündigkeit 
und zu ihrer Bewährung auch im Unterricht 
entgegen.

Das deutsche Volk, das durch eine nationalso-
zialistische Diktatur gegangen ist und zu einem 
kleineren Teile unter einer kommunistischen 
leben muß, ist wegen dieser unmittelbaren Er-
fahrung besonders geeignet, die Gefährdung 
des Menschen und seines gemeinschaftlichen 
Lebens durch die Willkür des totalen Staates 
zu erkennen, den Sinn freiheitlicher Ordnungen 
zu begreifen und an ihrer Erhaltung und Fort-
bildung mitzuwirken. Dies zu tun, ist es den 
unter sowjetischer Herrschaft lebenden Mitbür-
gern schuldig. Der Einwand schließlich, der ge-
schichtliche Prozeß entziehe sich der Einwirkung 
vernünftiger Einsicht ohnehin, durch den der 
Verzicht auf politisches Lernen, Nachdenken und 
Urteilen oft motiviert wird, entspringt der Be-
quemlichkeit des anonymen Determinismus oder 
aber einer geistigen Schwäche, die vor der Aus-
einandersetzung mit den komplexen Problemen 
der modernen Welt zurückscheut. Diese Gesin-
nung der Ohnmacht lähmt die Kraft des Willens 
und der sinnerschließenden wie der gesell-
schaftsdeutenden Erkenntnis auch in anderen 
Bereichen als dem politischen. Sie begünstigt 

eine menschliche Art, die das gesellschaftliche 
Dasein, das jeden trägt, als Gelegenheit zu 
subjektiver Ausbeutung begreift statt als eine 
Verpflichtung zu dienender, wenn auch das 
Eigene nicht vernachlässigender Leistung. Sie 
fördert die Neigung zum romantischen Traum 
von unerreichbaren Werten statt des Willens 
zur Wertverwirklichung. Sie ist letzten Endes 
zynisch. Niemand wird ernsthaft glauben, die 
menschliche Vernunft sei imstande, das „Dä-
monische" zu beseitigen, aber kein Einsichtiger 
wird aus seiner Erkenntnis der Beschränktheit 
dieses menschlichen Vermögens folgern, man 
solle von ihm im Bereich des Politischen keinen 
Gebrauch machen.

Die Erfahrung und die Übung einer Denk-
weise, die sich auf das im Gemeinwesen und 
von seiner dazu legitimierten Führungsspitze zu 
Tuende richtet, gehört zu den Grunderfordernis-
sen der freiheitlich-rechtsstaatlichen Demokra-
tie. Sie verstärkt das Verständnis, die Kritik-
fähigkeit und die Verantwortungsbereitschaft 
des Staatsbürgers und damit auf die Dauer den 
Subjektcharakter des Staates selbst. Indem sie 
das politische Urteil dem vagen Meinen ent-
zieht, kristallisiert sie Lernen und Wissen um 
eine Fragestellung, die für jeden von einer sein 
eigenes Dasein angehenden Bedeutung ist. Im 
Unterricht ist sie geeignet, übe/ ihren engeren 
Bereich hinaus das Verständnis für den Sinn des 
Wissens überhaupt zu fördern und die Energie 
zu seiner Aneignung zu kräftigen.

Es ist nun deutlich ersichtlich, daß das erre-
gende Moment des politischen Lernens eben in 
dieser Ausrichtung auf das zu Tuende, das 
heißt aber in der Übernahme von Verantwor-
tung schon im Denkvorgang der lernenden 
Übung beruht. Wenn wir sagen, daß die politi-
sche Bildung nur von dem persönlichen Einsatz 
des Schülers zum Erfolge gebracht werden kann, 
so sehen wir jetzt, daß im richtigen Begriff des 
Politischen dieses Engagement schon enthalten 
ist. Wenn aber der Schüler politisch zu denken be-
ginnt wie der Staatsmann politisch denken sollte, 
dann wird er die Gefahren des Dilettantismus 
zu spüren und zunehmend zu überwinden ver-
mögen. Es ist selbstverständlich, das das gründ-
lich in dieser Gesinnung durchgeführte Lehr-
beispiel politisch sehr viel wirksamer bildet, 
wenn es den nötigen Grad von Abstraktion er-
reicht, als irgendeine stoffliche Vielwisserei. Ich 
beschränke mich auf diese Bemerkung, die be-
sonders auch für Aufbau und Lehrverfahren des 
Universitätsunterrichts in Politik ihre Bedeu-
tung hat. Pädagogen brauche ich nicht darauf 
hinzuweisen, daß die Sequenz des im politischen 
Unterricht zu Entwickelnden besonders sorgfäl-
tiger Kontrolle bedarf, denn nur das Anknüpfen 
an schon bekannte Erfahrungsbestände kann 
sowohl die Erfahrungsfähigkeit wie ihre Um-
formung im politischen Sinne entwickeln.



Das Lehrwissen
Das Wissen des Lehrers ist, wie oben her-

vorgehoben wurde, klar zu unterscheiden so-
wohl von seinem Anwendungsbereich in der 
Unterrichtspraxis wie von dem Wissen, das von 
dem Schüler schließlich zu verlangen ist. Die 
Schärfe dieser Unterscheidung ist begründet in 
dem synoptischen Charakter des politischen 
Wissens. Der staatsbürgerliche Unterricht in der 
Weimarer Republik hatte sich nach zwei Haupt-
richtungen entfaltet, einmal zu einem von der 
Verfassung ausgehenden, aber nicht weit in das 
sie tragende Leben hineinführenden öffentlich-
rechtlichen Grundwissen — auf der anderen Seite 
zu einer Interpretation politischer Tagesfragen, 
die meistens mit einem dafür unzureichenden In-
strumentarium an Hand der Tagespresse vorge-
nommen wurde. Beide diese Denkrichtungen sind 
auch heute unentbehrlich, aber sie werden ihre 
Fruchtbarkeit erst dann erweisen, wenn sie in 
den größeren Zusammenhang des eigentlich Po-
litischen gestellt werden. Vor diesem Horizont 
bedeutet also das Verfassungsrecht eine Ord-
nungsform der politischen Willensbildung, die 
ihre Bedeutung erst dann kundtut, wenn sie 
neben anderen Ordnungsformen des Daseins in 
der Eigenart ihres lebendigen Vollzuges er-
scheint. Die politische Tagesfrage erscheint 
manchem Pädagogen als der beste „Einstieg“ 
in den politischen Unterricht. Wenn aber das 
Erziehungsziel des mündigen politisch-urteils-
fähigen Zeitgenossen verlangt, daß er das ak-
tuelle Problem selbständig beurteilen und so-
gar einer Beurteilung durch die Presse gegenüber 
unabhängig durchdenken kann, so ist für den 
Lehrer die Behandlung der Tagesfragen die 
größte Anforderung, die an sein eigenes Wissen 
und Können überhaupt zu stellen ist. Ich gebe 
einige Beispiele. Bei jedem von ihnen zeigt sich, 
daß das aktuelle Problem dann bis zu einem 
gewissen Grade befriedigend erörtert werden 
kann, wenn es sozusagen von einem Netz von 
Vorstellungen und Begriffen aufgefangen wird. 
Dieses Netz macht es dann möglich, auf die für 
eine Beurteilung der Tagesfragen in Betracht 
kommenden Faktoren aufmerksam zu werden, 
die sich ergebenden Fragen entweder zu beant-
worten oder zumindest festzustellen, wo zusätz-
liches Wissen notwendig wäre, um eine Antwort 
zu finden. Dies verstehe ich unter dem synop-
tischen Charakter des politischen Wissens. Er 
zwingt die politische Heuristik, den Gegenstand 
der Untersuchung nach möglicherweise mitge-
staltenden Faktoren zu befragen. Sie müssen bei 
dem Untersuchenden vorgegeben sein, und zwar 
als prinzipiell gefestigter und in seinem inneren 
Zusammenhang gegliederter Fragehorizont.

Der russische Vorstoß vom Herbst des Jahres 
1958 in Sachen der politischen Stellung West-
berlins kann erhellt werden durch eine Ge-
schichte der Sonderstellung Berlins unter der 
Vier-Mächte-Besatzung und der aus ihr sich er-
gebenden Teilung der Stadt. Damit sind wir 

aber noch nicht befriedigt. Zur Erklärung schon 
der bloßen Situation sind wir genötigt, unseren 
Fragekreis zu erweitern auf die Teilung Deutsch-
lands. Diese wiederum wird nicht verständlich 
ohne eine Einsicht in die weltpolitische Ost-
West-Spannung, wie sie sich bei Kriegsende vor-
bereitet hat und seit 1948 offenkundig gewor-
den ist. Diese Weltspannung ihrerseits ist wie-
der nicht zu erfassen ohne den Einblick in die 
Verschiedenheit der Gesellschaftsauffassung des 
freiheitlichen Rechtsstaates einerseits und des 
kommunistischen totalitären Systems anderer-
seits, ohne die Kenntnis der beiden zugrunde 
liegenden Auffassungen der öffentlichen Wil-
lensbildung, des Wirtschaftssystemes und der 
Stellung des Menschen in Staat und Gesellschaft, 
ja ohne die Einsicht in die Verschiedenheit der 
Auffassung des Menschen schlechthin. Geogra-
phisch, scheint es, ist das Berlinproblem auf den 
kleinsten Raum zusammengedrängt. Politisch 
spiegelt sich in ihm die Weltkonstellation. Die 
Beantwortung der Frage, wie hinsichtlich dieses 
Problemes zu handeln sei, verlangt ein synop-
tisches Sehen der weltpolitischen Dynamik der 
Gegenwart als Voraussetzung der Urteilsbil-
düng.

Ein anderes Beispiel: in der innenpolitischen 
Debatte wurde vor einigen Jahren die Frage des 
Wahlrechts behandelt. Zwischen den Extremen 
des Mehrheitswahlrechts und des Listenwahl-
systems wurde eine Reihe von Vorschlägen er-
örtert. Sie haben in dem Bericht der Wahlrechts-
kommission ihren Niederschlag gefunden. Um 
das Pro und Contra dieser Vorschläge oder auch 
nur der beiden entgegengesetzten Hauptrich-
tungen erwägen zu können, bedarf es des Wis-
sens von der Arbeit des Parlaments, seinem Ver-
hältnis zur Regierung und Verwaltung, seiner 
Beteiligung an internationalen Organisationen, 
seiner Erfordernis an Sachkenntnis, aber auch 
an dauernder Fühlung mit der öffentlichen 
Meinung und dem Wähler und schließlich sogar 
von dem Stande der politischen Bildung und 
seiner Wirkung auf die Wahlentscheidung selbst. 
Zum mindesten ist also hier unerläßlich die Ein-
sicht in das Zustandekommen und die Wirksam-
keit der Organe, welche in einer friedlichen Ge-
sellschaft legal und praktisch den politischen 
Willen bilden. Audi in diesem Falle führt das 
aktuelle Problem einer gesetzgeberischen Ver-
änderung des Wahlrechts in einen sehr viel wei-
teren Kreis des Wissensnotwendigen hinein, 
wenn es sachkundig behandelt werden soll. 
Schließlich die Frage der Besoldung des Abgeord-
neten und des Ministers. Soll er eine Pension 
bekommen, von wann an, in welcher Höhe? 
Diese Frage ist nicht zu lösen, ohne darüber 
Klarheit zu gewinnen, welche Auslese von Ab-
geordneten man begünstigen will, was Unab-
hängigkeit moralisch, wirtschaftlich und poli-
tisch überhaupt, was im besonderen Unab-
hängigkeit von Abgeordneten bedeutet, welche 

Einwirkungen von der Struktur des Wirtschafts-
systems, und zwar von unternehmerischer wie 
gewerkschaftlicher Seite, auf den Abgeordneten 
ausgehen können, falls er nicht entweder unab-
hängig ist oder zur Unabhängigkeit der Urteils 
instand gesetzt wird. Die Frage nach der Aus-
lese führt auf die von dem Abgeordneten zu 
fordernden Eignungsmerkmale, zu denen auch 
seine Urteilsfähigkeit auf dem Gebiet der in-
ternationalen Politik gehört. Die Frage nach der 
sozialen Unabhängigkeitschance führt auf die 
Struktur des wirtschaftlichen wie des politischen 
Führungssystems, also in die Bereiche der So-
ziologie und der inneren Politik. Die Frage nach 
der moralischen Unabhängigkeit führt auf die 
Verläßlichkeit der letzten Motive, die für den 
Abgeordneten maßgebend sein müssen und ohne 
staatspolitisches Verständnis nicht zu erhellen 
sind.

Wie auch immer wir aus pädagogischen Grün-
den das Wissen des Lehrenden im Unterrichts-
vorgang verwerten, dieses Wissen selbst muß 
die Hauptgegenstandsgebiete der wissenschaft-
lichen Politik um des synoptischen Charakters 
des politischen Denkens willen umfassen:

1. Die Gegenwartsanalyse der modernen in-
dustriewirtschaftlichen Gesellschaft und zu ihrer 
Erhellung die Gegenbeispiele der primitiven ge-
schlossenen Gesellschaft und der vorkapitalisti-
schen ständischen Gesellschaft, sowie den Unter-
schied zwischen der marktwirtschaftlich dezen-
tralen Organisation im freiheitlichen Rechtsstaat 
und der Zentralverwaltungswirtschaft in der 
totalitären Diktatur.

2. Die Kenntnis des für die Gesellschaft den 
politischen Rahmen bildenden Gemeinwesens 
und insbesondere seiner Willensbildungsform. In 
Erweiterung des Juridischen ist hier die Erfül-
lung des rechtlichen Rahmens mit dem prak-
tischen Leben die Aufgabe der politik-wissen-
schaftlichen Forschung und des von ihr getra-
genen Unterrichts.

3. Die internationale Politik in ihrem Ge-
samtzusammenhang, und zwar hinsichtlich der 
Bewertung ihrer Träger und deren Wirkungs-
chancen, hinsichtlich der Bewertung militärpo-
litischer Potentiale, wirtschaftspolitischer Chan-
cen und gesellschaftspolitischer Auffassungen 
und schließlich hinsichtlich der Bedingungen des 
Handelns, welche politische Konstellationen ein-
schließlich der aktuellen auferlegen.

4. Die Einsicht in die letzten Motivationen 
des politischen Handelns, seien sie religiös oder 
philosophisch begründet.

Diese Systematik der Lehrgehalte macht sich 
bei jedem Einzelbeispiel bemerkbar. Bei der 
Berlinfrage oder dem Problem des Wahlrechts 
oder dem der Abgeordnetenbesoldung kommen 
alle vier Gebiete ins Spiel. Folglich gibt gerade 
die Erörterung dieser Systematik an praktischen 
Beispielen einen aufschlußreichen Hinweis auf 



die Unentbehrlichkeit des synoptischen Be-
griffsnetzes, das in der Verfügung des Lehrers 
stehen muß.

Insofern der Unterricht auf der Schule die 
Lehrstoffe anderer Disziplinen unter dem be-
sonderen Gesichtspunkt der politischen Bildung 
nutzbar zu machen unternimmt, sollte er unter 
denselben Gesichtspunkten gegeben werden, die 
für den im engeren Sinne politischen Bereich 
des Unterrichts gelten. Das Begriffsnetz des 
politischen Denkens lenkt die Aufmerksamkeit 
auf die geeigneten Gegenstände und leitet den 
Lehrenden bei ihrer Verwertung. Auch hier 
einige Beispiele:

Am Melier-Dialog des Thukydides läßt sich 
die Grundfigur von Machtkonstellationen und 
ihren ethischen Konsequenzen bei Gegebenhei-
ten von mehreren Staaten entwickeln, an der 
Ara Pacis auf dem Forum Romanum die frieden-
stiftende Sendung, welche der Auffassung des 
Imperium Romanum zugrunde lag und nicht 
allein durch ihr historisches Fortleben bemer-
kenswert ist, sondern als Problem des Weltfrie-
dens Aktualität hat. Ausgewählte Textstellen 
aus der Nikomachischen Ethik des Aristoteles 
geben die Gelegenheit zu einer Erörterung des 
Zusammenhanges von Ethik und Politik oder 
der Frage, ob die Leistung des Staates einen dem 
Menschen dienenden Charakter habe und in 
welchem Maße dies durch geeignete Institutio-
nen etwa zu sichern sei. Eine politische Inter-
pretation des Investiturstreits gibt Anlaß zur 
Erörterung der politischen Frage nach dem Ver-
hältnis von Religion und Weltlichkeit und dar-
über hinaus dem von Kirche und Staat. Die Fra-
ge nach der Bedeutung, welche die Staats- und 
Gesellschaftslehre des Marsilius von Padua für 
Ludwig den Bayern gehabt hat, könnte zu einer 
Diskussion des Problems führen, was denn theo-
retisch formulierte Staatsauffassungen für das 
politische Handeln und für seine Stützung durch 
die Gewinnung von Anhängern überhaupt be-
deuten. Die Frage, ob im Sprachunterricht Texte 
gelesen werden können, die zugleich der sprach-
lichen Ausbildung, dem Verständnis der frem-
den Nationalkultur und der politischen Bildung 
dienen, ist sehr erörterungswürdig. Rousseaus 
Contrat Social oder Montesquieus Esprit des 
Lois sind Grundbücher zum Verständnis der In-
stitutionen des modernen Staates und zugleich 
erschließen sie wesentliche Seiten des franzö-
sischen Geistes im 18. Jahrhundert. Die von 
Thomas Jefferson stammende Declaration of In-
dependence ist eine sprachlich hervorragende 
Leistung, ein politischer Akt und ein Grund-
dokument der freiheitlichen Gesinnung. Zudem 
steht sie am Beginn der Ausbildung eines ameri-
kanischen Stils der politischen Rede, der sich 
bis in die Gegenwart fortsetzt.

Die deutsche Literatur bietet eine Fülle wenig 
ausgenützter Leistungen. Auch eine Schrift wie 
Kants Allgemeine Geschichte in weltbürgerli-
cher Absicht gehört zum sprachlichen Schatz des 

deutschen Geistes, und zugleich der politischen 
Literatur. Goethes Vorspiel zur Eröffnung des 
Weimarischen Theaters im Jahre 1807 enthält 
ein Bild des Krieges und des Friedens und zu-
gleich eine Theorie des Staates. Sein Eindruck 
ist um so lebendiger zu gestalten, wenn von der 
Jahreszahl aus das Ereignis des Tilsiter Friedens 
am Horizont auftaucht. Schillers Briefe über die 
ästhetische Erziehung des Menschen sind ein 
politisches Buch. Es enthält zugleich eine Theorie 
der Gesellschaft. Das Salzburger große Welt-
theater von Hofmannsthal enthält eine Gegen-
wartsdiagnose und eine religös begründete Ethik 
des Politischen. Die Politik der Gegenwart ist 
weder ohne die Kenntnis der Sozialethik Mar-
tin Luthers noch ohne die der Enzyklika Rerum 
Novarum zu verstehen. Aber auch wenn ein 
Geograph das moderne Indien darstellt, wird er 
ohne die Frage nicht auskommen, welche Span-
nung zwischen der Daseinsauffassung des Hin-
duismus und der modernen technischen Arbeits-
gesinnung besteht. Diese Beispiele kann der 
Kundige jeder der genannten Disziplinen um 
viele andere vermehren, wenn er sich den Ge-
sichtspunkt ihrer Auswahl zueigen gemacht hat. 
Sie sollen hier dazu dienen, auf Gelegenheiten 
hinzuweisen, an denen politisches Denken ent-
wickelt werden kann. Wenn sie ergriffen werden 
von einem dazu ausreichend geschulten Geist, 
aber nur dann, können sie für die politische 
Bildung Wesentliches leisten.

Pädagogisch verlangt also die Auswertung 
von Stoffen, die in anderen Fächern gelehrt 
werden, das spezifisch Politische der Interpre-
tation aus dem Besitz eines ausgebildeten Ein-
blicks in den Zusammenhang von Mensch, Staat 
und Gesellschaft. Mit größtem Nachdruck muß 
daher wiederholt werden, daß schulorganisato-
risch die Einführung des ordentlichen Lehrfachs

Die Ausbildung
Die Ausbildung des Lehrers auf der Univer-

sität sollte also auch bei den Behelfsmaßnahmen, 
die auf Jahre hinaus nicht zu umgehen sind, das 
maßgebende Kriterium bilden. Die Ausbildung 
auf der Universität entspricht mit gewissen Va-
rianten von Seminar zu Seminar der Grundauf-
fassung des Lehrwissens, wie es hier und ebenso 
in den Richtlinien für die Arbeit der Bayerischen 
Akademie für Politische Bildung in Tutzing kur-
sorisch dargestellt ist. In ähnlicher Weise haben 
auch die von einem Ausschuß für staatsbürger-
liche Bildung ausgearbeiteten und an etwa 25 
Schulen des Landes vor der Veröffentlichung er-
probten Lehrpläne von Baden-Württemberg 
den Gesamtkomplex des Lehrwissens für die 
höhere Schule geordnet. Der Plan ist der Zu-
sammenarbeit von Vertretern aller Schulgattun-
gen, der Universität der Erwachsenenbildung zu 
verdanken. Die Fortbildung dieses Gesamtplanes 
mit Rücksicht auf seine pädagogische Verwert-

unvermeidlich ist, wenn politische Bildung zu 
dem gewünschten, ja politisch unentbehrlichen 
Erfolge führen soll. Der ausgebildete Lehrer ist 
geeignet, seinen Kollegen bei der Auswahl und 
Behandlung politischer Stoffe zu beraten. Ge-
rade hier, wo es sich um die Erziehung zur Ur-
teilsfähigkeit handelt, muß jede Gefahr des 
Dilettantismus vermieden werden, wie sie nur 
allzu nahe liegt, wenn nicht die spezifische 
Denkzucht durch eine entsprechende wissen-
schaftliche Ausbildung erreicht worden ist, die 
diesen Dilettantismus zu vermeiden weiß. Der 
Weg dorthin wird mehr Zeit in Anspruch neh-
men, als uns lieb ist. Aber es ist unsere poli-
tisch-moralische Pflicht, gegen die noch immer 
verbreitete Auffassung zu wirken, für das poli-
tische Urteil genüge ein Lernen ohne zureichen-
de Begründung — oder gar so etwas wie der so-
genannte „gesunde Menschenverstand“ — und 
die politische Leistung sei zu bewerten allein 
entsprechend der Geschicklichkeit, mit der sie 
durchgesetzt und der Leidenschaft, mit der sie 
vertreten wird. Ein guter Unterricht wirkt die-
sen Mißverständnissen entgegen. Solange wir 
wissenschaftlich ausgebildete Lehrer der Politik 
und der Soziologie nur in unzureichendem Maße 
haben, werden wir uns mit Überbrückungsmaß-
nahmen, mit Einführungskursen und Weiterbil-
dungskursen helfen müssen. Über einen solchen 
Weiterbildungskurs, der im Jahre 1960 in Frei-
burg mit Lehrern der Höheren Schulen Baden-
Württembergs durchgeführt wurde, gibt der er-
stattete Bericht im einzelnen Aufschluß. Aber 
auch die Kurse sollten im Licht eines Gesamt-
planes des Lehrwissens durchgeführt werden, 
der seitens der wissenschaftlichen Forschung und 
der pädagogischen Erfahrung zu erproben und 
fortzubilden wäre. Gerade für dieses zur Da-
seinsorientierung und zur Ausbildung der Ur-
teilsfähigkeit in der Gegenwart entscheidende 
Fach ist er unentbehrlich.

des Lehrenden
barkeit und insbesondere auf die Bestimmung 
der Rangordnung der Thematik bei begrenzter 
Stundenzahl sollte derselben Art der Zusammen-
arbeit anvertraut werden. Es gibt nur eine po-
litische Bildung und grundsätzlich nur einen der 
freiheitlich-rechtsstaatlichen Demokratie adä-
quaten Kanon des Lehrwissens, so sehr es nötig 
ist, ihn in der pädagogischen Praxis den ver-
schiedenen Stufen der Aufnahmefähigkeit ent-
sprechend zu verwenden und in den Gesamt-
lehrgang der verschiedenen Schulgattungen sinn-
voll einzufügen. Ebensosehr versteht es sich von 
selbst, daß in der Forschung, in der akademi-
schen Ausbildung und in der Weiterbildung des 
Lehrers die wissenschaftliche Offenheit erhalten 
und die Kritik gepflegt wird, die für die Diszi-
plin der Politik so unentbehrlich sind wie für 
jede andere.



Je weiter sich der Versuch des der politischen 
Bildung dienenden Unterrichts entwickelt, desto 
dringender werden sowohl auf dem Gebiete der 
Soziologie wie dem der inneren Politik und der 
Staatsphilosophie von der Seite der Wissenschaft 
wie der Praxis Wünsche nach Ergänzung des ver-
fügbaren Lehrmaterials auftreten, zu schweigen 
von den Forschungslücken selbst, die auf diesen 
Gebieten bestehen. Ein einführendes Buch in die 
Wirtschaftsstruktur der modernen Industriege-
sellschaft oder eine zwar knappe, aber begriff-
lich ausreichende und zugleich lesbare Einfüh-
rung in die weltpolitische Dynamik der Gegen-
wart seien als Beispiele solcher Desiderata ge-
nannt. Es ist zu wünschen, daß sie nicht vor-
schnell in Arbeit genommen werden, sondern 
daß ihnen die praktische Unterrichtserfahrung, 
der Vergleich mit ähnlichen Versuchen in ande-
ren Ländern und die Verbindung mit der Wis-
senschaft zugute kommt.

Auf der Universität wird dem Studierenden, 
welcher Politik als Hauptfach oder Beifach für 
das Staatsexamen wünscht, die notwendige Ein-
führung und individuelle Beratung zu geben 
sein. Mehr noch als bei anderen Fächern ist es 
unerläßlich, daß dieser Studierende sein Studium 
auf den eigenen Willen zum geistigen Aufbau 
seines Gegenstandes konzentriert. Weder Vor-
lesung noch Proseminare und Seminare können 
dieses selbständige Moment der Aneignung von 
Stoff und Methoden ersetzen. Erst dort, wo es 
geweckt worden ist, kommen die auf der Univer-
sität möglichen Erziehungsleistungen zu ihrer 
bleibenden Fruchtbarkeit.

Die Vorlesungen auf den engeren Gebieten 
der Politik richten sich wiederum in ihrer The-
matik nach den vier oben umrissenen Grund-
gebieten. Die Grundbegriffe der theoretischen 
Soziologie und eine Einführung in eine Spezial-
soziologie (Soziologie der Familie, des Betriebs 
oder der Herrschaft zum Beispiel) sollen die 
Fähigkeit entwickeln, die soziologischen Struk-
turgefüge im menschlichen Gemeinschaftsleben 
herausarbeiten zu können und die soziologische 
Fragestellung auch gegenüber neu auftretenden 
Problemen wachzuhalten. An Beispielen werden 
die Studierenden in die Methoden soziologischer 
Forschung eingeführt, um dadurch zugleich die 
kritische Sicherheit in der Verwendung soziolo-
gischer Untersuchungsergebnisse zu erhöhen. 
Eine grundlegende Vorlesung über Grundzüge 
der Politik soll das Verständnis der Gesamt-
disziplin und ihre Stellung in den Wissenschaf-
ten fördern. Eine Analyse von Staat und Gesell-
schaft des gegenwärtigen Deutschland wird die 
Systemgegensätze des freiheitlichen Rechtsstaa-
tes und der totalitären Diktatur im Prinzipiellen 
wie an Einzelproblemen darstellen. Die Beschäf-
tigung mit der inneren Politik wird sich auf die 
Probleme der Bildung des Staatswillens, des 
Parteiwesens, des Verhältnisses zwischen Regie-
rung und Opposition, Parlament, Bürokratie 
und Verbänden wie überhaupt auf die ganze 
Struktur des öffentlichen Lebens erstrecken. Es 

ist eine Zweckmäßigkeitsfrage, ob solche 
Vorlesungen als Gesamteinheiten vorgetragen 
oder in Teilgebiete aufgelöst gelesen werden. 
Dasselbe gilt von dem Bereich der Internatio-
nalen Politik, auf dem sowohl die Analyse der 
Träger der Weltpolitik wie die des konstella-
tiven Zusammenhangs der internationalen Poli-
tik und der besonderen Verfahrensformen, wie 
zum Beispiel der Diplomatie, wesentlich wird. 
Zur Einsicht in die letzten Motivationen des 
politischen Handelns oder — mit anderen Wor-
ten — zur Erhellung des Zusammenhangs zwi-
schen Politik und Philosophie ist eine Geschichte 
der politischen Ideen oder eine verstehende Dar-
stellung der politischen Ideenkreise der Gegen-
wart um so nützlicher, je mehr sie dazu anregt, 
die eigene Position, sei es zu finden, sei es in 
geistig begründeter Form zu vertiefen. Die Fort-
entwicklung der philosophischen Anthropologie 
als Voraussetzung der politischen Wissenschaft 
ist eine heute vordringliche Aufgabe.

Diese Vorlesungen sind zu ergänzen durch die 
Übung in der historischen Quellenkritik, deren 
die politische auch deshalb bedarf, weil sie über 
ein in höherem Maße zugängliches Material ver-
fügen kann, als es für die aktuelle Politik be-
reitsteht. Sie sind zu ergänzen durch das Stu-
dium der neuesten Geschichte, des Staatsrechts 
und der vergleichenden Verfassungslehre sowie 
des Völkerrechts. Sie alle nehmen ein komple-
mentäres Verhältnis zu den Disziplinen der in-
neren und der internationalen Politik ein. Der 
soziologische Einblick in die moderne Gesell-
schaft bedarf national-ökonomischer Grund-
kenntnisse, die wiederum notwendig sind zum 
Verständnis wirtschafts- und gesellschaftspoliti-
scher Fragen. Die Geschichte der politischen 
Ideen und die Staats- und Sozialphilosophie ver-
weisen den Lernenden durch sich selbst auf die 
Einheit des philosophischen und des politischen 
Bewußtseins.

Vorlesungen sind nur dann nützlich, wenn der 
Studierende bemüht bleibt, sie in den selbstän-
digen Aufbau seines Lebens durch Nachdenken 
und Nacharbeiten wirksam einzufügen. Diese 
Wirksamkeit kann gefördert werden durch die 
Seminare, zunächst durch ein Proseminar, das 
zur Einführung in das Studium bestimmt ist. 
Dann durch Proseminare, die die Interpretation 
politischer Texte, vor allem von Klassikern der 
Politik, üben. Ein besonderes Seminar, das sich 
mit den Grundrechten, den im Grundgesetz be-
gründeten Institutionen der Willensbildung und 
dem Aufbau der Verwaltung in Bund, Ländern 
und Gemeinden befaßt, ist den Kandidaten für 
das höhere Lehramt zu empfehlen, weil für sie 
weniger die kasuistische juristische Kunst der 
verfassungsrechtlichen Interpretation als neben 
dem sicheren Wissen von den Institutionen 
selbst das Verständnis für ihre Bedeutung im 
Daseinszusammenhang wesentlich ist. Lehrer in 
der Erwachsenenbildung oder solche, die es 
werden möchten, können ein Seminar mit Lehr-
proben besuchen. Die praktische Teilnahme an 

der politischen Jugend- und Erwachsenenbildung 
hat sich als fördernd für die Ausbildung erwie-
sen. Die internationale Politik sollte in Kollo-
quien und Oberseminaren gepflegt werden. Auf 
allen Gebieten ist die Mitwirkung des älteren 
Studierenden an der Materialsammlung und 
seine Übung in der Kritik der politischen Lite-
ratur und im politischen Gebrauch der Erzeug-
nisse des Nachrichtenwesens notwendig. Die 
Kenntnis der politisch wichtigsten Fremdspra-
chen, und für Studierende, die Politik als Haupt-
fach wählen, der Arbeitsaufenthalt in minde-
stens einem fremden Lande, sind unentbehrlich. 
Die Unabhängigkeit in der Anwendung wissen-
schaftlicher Verfahren auf die Bildung eines 
eigenständigen und fundierten Urteils ist die 
Voraussetzung für den Aufbau einer eigenen 
politikwissenschaftlichen oder soziologischen 
Arbeit, mit der die wissenschaftliche Ausbildung 
ihren ersten Abschluß finden soll.

Wenn daran festgehalten wird, daß es nur 
eine politische Bildung gibt, so sind damit so-
wohl das Erziehungsziel wie die Lehrgehalte 
gemeint, ohne doch dem Schulwesen eine Mono-
polstellung geben zu wollen. Aber was hier am 
Beispiel der Höheren Schulen und der akademi-
schen Ausbildung des Lehrers an der Universität 
verdeutlicht werden sollte, gilt in abgewandel-
ter Form auch von den nicht-schulischen Einrich-
tungen, in denen politische Jugend- und Erwach-
senenbildung gepflegt wird und die in der Bun-
desrepublik einen mit Recht wachsenden Raum 
einnehmen. Auch von ihnen ist aber zu erwar-
ten, daß sie sich der geistigen Voraussetzungen 
und des methodischen Könnens bemächtigen, die 
für ihre Arbeit erforderlich sind, daß sie sich 
an der Diskussion der diese Arbeit betreffenden 
Fragen in Gemeinschaft mit Lehrerschaft und 
Wissenschaft beteiligen und dadurch den Wert 
ihres Beitrags zu erhöhen suchen.

Von Seiten politischer Parteien schließlich ist 
gelegentlich die Frage erhoben worden, ob po-
litische Bildung nicht eine spezifische Aufgabe 
der Parteien selbst sei. Aber nicht nur lehrt die 
praktische Erfahrung, daß der Entschluß zur 
tätigen Mitwirkung an der Politik durch ein 
vorher gewecktes und ausgebildetes Interesse an 
politisch verantwortlichem Denken in den mei-
sten Fällen erst herbeigeführt wird, und daß 
dieser Weg der aussichtsreichste ist, um den 
„Antiparteieneffekt" zu überwinden. Vielmehr 
bedarf auch die für den Bestand der freiheit-
lich-rechtsstaatlichen Demokratie entscheidende 
Homogenität der Grundauffassungen des Dia-
logs zwischen den Parteien in derselben Atmo-
sphäre des Ringens um die Sache, wie es für die 
Arbeit des Parlaments und der Regierung frucht-
bar wird. Es setzt Kenntnisse, Einsichten und Ver-
haltensweisen voraus, deren Vermittlung und 
Übung am ehesten den in erster Linie erziehe-
rischen, auf die Prinzipien des Grundgesetzes 
verpflichtenden, aber auf das spezifische poli-
tische Handeln der Parteien nicht festgelegten 
Arbeitsverfahren der Institutionen gelingt, die 



mit politischer Bildung ohne Rücksicht auf die 
Partei befaßt sind. Die „vorparteiliche" poli-
tische Bildung ist also ein unentbehrliches Mo-
ment der freiheitlichen Ordnung, der sie zu die-
nen bestimmt ist.

Die Demokratie des freiheitlichen Rechts-
staats bedarf einsichtsvoller Führungskräfte, die 
begründete Überzeugungen vertreten und zur 
Wirkung zu bringen vermögen. Ihre Ausbildung 
und Auswahl ist in hohem Grade abhängig von 
dem Pegelstand der politischen Bildung und von 
der sachlichen Qualität der politischen Kritik. 
Deshalb gehört zu einem guten Stil der Politik 
das Wissen des Staatsbürgers und seine Geltung.

Er muß ebensosehr wissen von den grundsätz-
lichen Leistungen und den aktuellen Aufgaben 
der öffentlichen Organe wie von den konstruk-
tiven Wegen seines eigenen politischen Wir-
kens. Politische Aktivität ohne Einsicht, wie sie 
manchmal allzu bereitwillig als Zeichen abneh-
mender Gleichgültigkeit begrüßt und bei der 
jüngeren Generation begünstigt wird, greift an 
die Wurzeln des Rechtsstaats und der Freiheit. 
Sie muß sich stützen auf Emotionen, die dem un-
durchdachten Interesse eines Augenblicks oder 
eines gesellschaftlichen Sonderbereiches entstam-
men. Sie verhindert Entstehung und Wirksam-
keit des Verantwortungsbewußtseins, das für 
das Urteil der öffentlichen Meinung so wesent-

lich ist wie für Parlament und Regierung. 
Die Neigung, rasch und ungeprüft anzunehmen 
oder zu verwerfen, die Lust an der scheinbaren 
„Festigkeit“ des eigenen Standpunkts und der 
Hang, das eigene Selbst durch die „Schärfe“ 
einer moralischen Entwertung des Gegners zu 
erhöhen, richten sich gegen den Geist der frei-
heitlichen Institutionen und bereiten den Dik-
taturen den Weg. Wer sich an der politischen 
Bildung beteiligt, wird die Mühe auf sich neh-
men müssen, diesen im Menschen angelegten 
Gefahren durch das Gewicht des Wissens und 
die Pflege begründeter Kritik entgegenzuwirken. 
Diese Mühe sollte ihn nicht verdrießen, denn 
sie ist selber ein Beitrag zur Gerechtigkeit und 
zur Freiheit.

Erwachsenenbildung als politische Aufgabe
Die Stellung der Erwachsenenbildung in Ge-

sellschaft, Volk und Staat ist im 20. Jahrhun-
dert eine andere geworden, als sie es im 19. 
Jahrhundert war. Heute handelt es sich nicht 
mehr darum, eine „untere“ Bildungsschicht einer 
„oberen“ anzugleichen. Vielmehr ist unser An-
liegen, die Stätten der Erwachsenenbildung zu 
dem gemeinsamen Gespräch zu nutzen, das dem 
Zeitgenossen und Staatsbürger der Gegenwart 
dazu verhelfen kann, die Wirklichkeit, die er 
selbst erfährt, im Austausch mit anderen geistig 
zu erfassen. Nur wenn er dies tut, wird er fähig 
sein, ein mündiges Urteil als Voraussetzung und 
Folge seines Verhältnisses zu den Mitmenschen, 
zu dem Bereich seiner Arbeit und zu der Wirk-
samkeit des Staates auszubilden, zu denen er 
gehört. Nur dann wird er nach Gründen zu ur-
teilen wissen: er wird ein Gegenwartsbewußt-
sein entwickeln können, das ihn befähigt, den 
sich umwandelnden Formen unserer Daseinsfüh-
rung mit Verständnis gegenüberzutreten, und er 
wird in einer eigenständigen Haltung seine Zeit 
mitzuerleben und, so weit er vermag, mitzubil-
den vermögen. In gewissem Sinne ist es heute 
für die Erwachsenenbildung eher möglich gewor-
den, eine eigentliche Bildungsarbeit in diesem 
Sinne zu leisten, als für andere Einrichtungen 
des Erziehungswesens. Wo diese notgedrungen 
der spezialistischen Berufsvorbereitung gewid-
met sein müssen, kann die Volkshochschule die 
Lebenserfahrung als Ganzes zum Gegenstand 
der Besinnung erheben. Wo diese sachliches Ler-
nen auf Fachgebieten zu betreiben haben, deren 
Bewältigung nur durch ihre Sonderung von an-
deren möglich wird, kann die Volkshochschule 
sich dem Daseinswissen als Ganzem zuwenden 
und eben damit der Daseinsführung im Entschei-
denden helfen. Außerdem steht ihr das gemein-
same freundschaftliche Gespräch der Arbeitsge-
meinschaft als das hauptsächliche Mittel zur 
Verfügung, um ihre Aufgabe zu lösen. Erwach-
senenbildung ist also schon wegen ihres beson-
deren Orts im Erziehungswesen eine Aufgabe 
von politischer Bedeutung. Denn ohne eine Bil-
dung, die die unmittelbare Daseinserfahrung 

geistig durchdringt und sich entsprechend mit 
den letzten Sinnmotiven des persönlichen Le-
bens verbindet, ist ein gesundes Verhältnis des 
Einzelnen und der Gruppe weder zum Mitmen-
schen, noch zum Volke, noch zum Staate mög-
lich.

Unter Bildung ist in diesem Zusammenhänge 
verstanden der alte Sinngehalt des Begriffes, 
also weder ein oberflächliches noch ein spezia-
listisches Wissen, vielmehr eben jene Denkform, 
die geeignet ist, Daseinserfahrung geistig zu ver-
arbeiten und vom Geiste her zu gestalten, das 
Vermögen also, das den Menschen als Geistwe-
sen überhaupt auszeichnet. Um es auszubilden 
bedarf er nicht der eigenen Meisterung der Wis-

Begreifen des eigenen Standortes
Diese grundsätzliche Haltung zur Erwachse-

nenbildung als politischer Aufgabe besagt nun 
keineswegs, daß wir andere überlieferte Gebiete 
der Tätigkeit, welche die Volkshochschulen aus-
üben, hinter uns lassen sollten. Im Gegenteil, 
sie bekommen von dieser Gesamtausgabe her 
einen neuen Sinn und eine gesteigerte Lebens-
kraft. Nach wie vor wird die Volkshochschule 
dabei zu helfen suchen, daß die beruflichen 
Möglichkeiten ihrer einzelnen Teilnehmer durch 
das geeignete Lernen und seine richtige Bera-
tung verbessert werden können. Dazu wird die 
Arbeitsgemeinschaft der Volkshochschule am 
meisten beitragen, wenn es ihr gelingt, die be-
gründete Einsicht in den Zusammenhang zu ver-
mitteln, in dem der einzelne Beruf und der-
jenige, der ihn ausübt, innerhalb der Gesell-
schaft und des Staates wirksam werden. Das Be-
greifen des eigenen Standortes, auch des beruf-
lichen, steigert die Leistung zugleich mit der 
Freude an ihr und der Fähigkeit, sie auszuüben. 
Es ist denkbar, daß die Volkshochschule beim 
Aufbau des sogenannten „zweiten Bildungs-

senschaft, obwohl er ohne die Beratung der Wis-
senschaft Gefahr läuft, in die Irre zu gehen. So 
ist also der Erwachsenenbildner in der guten 
Lage, Ergebnisse und Verfahren der Wissen-
schaft Benützen, sie aber bereithalten zu kön-
nen für die unmittelbare Verschmelzung mit 
dem Bereich der Daseinserfahrung, an dem ein 
jeder jeweils mit seinem eigensten Wesen inner-
lich und äußerlich beteiligt ist. In dieser Weise 
verstanden, bildet die Volkshochschule geradezu 
eine Institution innerhalb des Gesamtaufbaus 
unseres Erziehungswesens, die, wenn es nötig 
ist, seine anderen Institutionen zu ihrer ent-
scheidenden Funktion: dem Gesamtdasein zu 
dienen, zurückrufen kann.

weges“ eine nicht unwesentliche Aufgabe zu 
übernehmen hat, die um so besser zu erfüllen 
ist, je mehr ihre Gesamtarbeit der spezifischen 
Sendung der Erwachsenenbildung in der moder-
nen Gesellschaft treu bleibt und sie entwickelt.

Die Erwachsenenbildung, als Stätte der Selbst-
erziehung zu fruchtbarer Gestaltung des Daseins 
verstanden, wird ihre Wirksamkeit auf andere 
Träger der Erziehungsarbeit nicht verfehlen. Er-
wachsenenbildung ist freilich nur möglich als 
Selbsterziehung. Immer wird der Leiter einer 
Arbeitsgemeinschaft zugleich ein Lernender sein, 
und wer von den „Lernenden" der beste Leh-
rende ist, wird in jeder guten Arbeitsstunde sich 
aufs neue ergeben. Diese Mitgestaltung des gei-
stigen Vorganges ist in der Volkshochschule 
deswegen möglich, weil sie eben nicht in erster 
Linie äußere Zwecke verfolgt oder gar die Er-
teilung von Berechtigungen auf Grund von Lei-
stungsprüfungen vornimmt, sondern als Stätte 
des freiwilligen Lernens unmittelbar sich stel-
lenden und als solche empfundenen Fragen die 
Antwort erarbeiten möchte. Die Schule, die Fa-



milie, die Verbände, in denen sich Lernen und 
Leben abspielen, können von dieser Freiwillig-
keit ihrerseits befruchtet werden. Das Lernen 
kann helfen, unsere schwer durchschaubare Ge-
genwart zu begreifen. Es kann dazu führen,

Einsicht in Zusammenhänge 
des gesellschaftlichen Lebens

Allerdings verlangt die Volkshochschule, 
wenn sie diese zentrale Aufgabe der Gegenwart 
zu erfüllen vorhat, die Aneignung bestimmter 
einfacher Grundkenntnisse der modernen Ge-
sellschaft und des modernen Staates. Diese 
Grundkenntnisse sind dieselben, die für jeden 
Staatsbürger unentbehrlich werden, sobald er 
seine Mitverantwortung für die Freiheit der 
rechtsstaatlichen Demokratie in mündiger Weise 
mit begründetem Urteil auszuüben sucht. Sie 
umfassen die Einsicht in die Gefügezusammen-
hänge des gesellschaftlichen Lebens, in den Auf-
bau und die Funktionen des Staates und seiner 
Einrichtungen, in die politischen Kräfte der 
Welt, die das Leben auch unseres Staates wie 
jedes anderen entscheidend beeinflussen, also 
in die Weltpolitik, und schließlich einen grund-
sätzlichen Einblick in die Ideen, die in der Ge-
genwart wirksam sind. Wenn die Volkshoch-
schule diese Bereiche der im engeren Sinne poli-
tischen Bildung zu Gegenständen ihrer regel-
mäßigen Besinnung macht, wenn sie also ihrer-
seits wohlverstandene politische Bildung zur 
Entstehung bringt, dann gibt sie erst der po-
litischen Aufgabe, die sie als Einrichtung des 
Erziehungswesens überhaupt hat, ihre bewußte 
Vollendung. Die große Aufgabe der Gegenwart 
aber stellt sich für alle Völker und Kulturen 
gleichermaßen dar als die Notwendigkeit, zu 
einem richtigen Gleichgewicht von Ordnung 
und Freiheit hinzufinden. Freiheit und Ordnung 
sind einander ergänzende Funktionen jedes Ge-
meinwesens.

Ordnung der Arbeit
Die Notwendigkeit der Ordnung wird am 

unmittelbarsten einsichtig an der Ordnung der 
Arbeit. Die Teilung der Arbeit, die es immer 
gegeben hat, verlangt die Ordnung des Arbeits-
vorganges. Die Arbeitsordnung ist der Inbegriff 
des verläßlich Regelhaften, dem gemäß vor sich 
geht, was Menschen miteinander in der Da-
seinsvorsorge tun. Zu jeder Arbeitsordnung, 
welcher Stufe der geschichtlichen Entfaltung sie 
auch angehört, ist es nötig, daß derjenige, der 
an ihr teilnimmt, ihren Aufbau geistig erfaßt, 
Dadurch erwirbt er erst die Voraussetzungen, 
seine eigene Leistung im Arbeitszusammenhang 
zu begreifen und im selbständigen Zusammen-
wirken mit anderen auszuüben. Zu einer sol-
chen Arbeitsordnung gehört auch das Recht, wel-
ches sie möglich und stabil, vollziehbar und ver-
läßlich macht. Zu ihr gehört die Ordnung des 

die Fähigkeiten zu üben, die dazu nötig sind, im 
Beruf, in der Freizeit, in der nachdenklichen 
Sammlung und im Umgang mit anderen unse-
ren eigenen Bereich in dieser Gegenwartskultur 
fruchtbar zu formen.

Eigentums. Wenn wir die Eigentumsordnung 
verändern, muß sich in gewissen Grenzen auch 
die Arbeitsordnung verändern. Zu ihr gehört die 
Ordnung des Marktes, des Austausches der her-
gestellten und ihrem Zweck zuzuführenden Gü-
ter. Wesentlich für sie ist die Ordnung der Len-
kung des Arbeitsvorgangs. Die Arbeitsordnung 
ist ein Grundverhältnis des Menschen, der nicht 
existieren kann, ohne in Gemeinschaft mit an-
deren Menschen tätig zu sein.

Mitmenschliche Ordnung
Die zweite Art der Ordnung ist die wit-

ntensMidre Ordnung. Sie bezieht sich auf eine 
Erfahrung, die wir alle gemacht haben und ohne 
die menschliches Dasein nicht vorkommt, auf 
die Erfahrung nämlich, daß Menschen jenseits 
des Bereiches des Tuns einander etwas sind oder 
doch sein können. Zwischen Menschen walten 
Freundschaft, Kameradschaft, Liebe, Sorge und 
Fürsorge, zwischen ihnen entstehen Erziehungs-
und Schutzverhältnisse. Diese menschlichen Ord-
nungen durchgreifen das ganze Leben auch der 
Arbeitsordnung ebenso, wie die Arbeitsordnung 
in das Leben der mitmenschlichen Ordnungen 
hereinragt. Im Tagesablauf ist nicht immer eine 
eindeutige Scheidung zwischen beiden zu voll-
ziehen. Beides wird gelebt in gefügten Gruppen, 
in der Familie, in der Werkstatt, im Betrieb. 
Wir sind auf Gruppenleistung, auf Gruppenhan-
deln und auf die Gruppenformen mitmensch-
lichen Lebens angewiesen, an denen auch unsere 
mitmenschlichen Beziehungen als Ordnungsge-
füge zur Entfaltung gelangen. Alle diese Grup-

Die Verfassung und ihre Sicherung
Diese Ordnung der Willensbildung und der 

Willensausübung des Verbandes begreifen wir 
auf der Ebene des Staates als Verfassung. Ver-
fassung heißt nicht etwa nur das Grundgesetz. 
Sie ist auch nicht nur die Rechtsform, unter der 
sich Machtgruppen über die zu vollziehenden 
Willensakte einigen. Es gibt ja auch ungeschrie-
bene Grundordnungen des Gewohnheitsrechtes 
oder historische Fortentwicklungen von Verfas-
sungen wie in den angelsächsischen Ländern. 
Es handelt sich vielmehr um das Mit- und Ge-
geneinander der gesellschaftlichen und mensch-
lichen Kräfte, die darüber entscheiden, wie re-
giert wird, welche Entschlüsse gefaßt werden, 
welches Maß von Voraussicht, von politischem 
und menschlichem Verständnis bei ihnen wirk-

pen sind im Vollzüge ihres Sinnes durch solche 
von ihrem Daseinsgehalt her sich ergebenden 
Gefügezusammenhänge gesichert. Das Gefüge 
legt auch hier dem einzelnen auf, sich gefüge-
gerecht zu verhalten. Es ist lebendig und lebens-
notwendig. Es wird als sinnvolles Gefüge ein-
sichtig, welches das Zusammenwirken und Zu-
sammensein von Menschen möglich, verständ-
lich und verläßlich macht. Es kommt zur Ent-
stehung, bevor ihm Recht oder Verfahrensvor-
schrift eine äußere Sanktion geben. Auch den 
Daseinssinn moderner Rechtsvorschriften kön-
nen wir nur dann verstehen, wenn wir den Le-
bensbereich kennen, auf den sie sich beziehen 
und um dessentwillen sie gemacht worden sind. 
Immer ist er als ein Gefüge geordnet, das von 
den in ihm wirkenden Menschen ein bestimm-
tes Verhalten erwartet.

Ordnung der gemeinsamen 
Willensbildung

Wenn wir in dieser Richtung weiterdenken, 
stoßen wir auf die dritte Art der Ordnung, näm-
lich die Ordnung der gemeinsamen Willensbil-
dung und der Willensverwirklichung des Ge-
samtverbandes, dem wir angehören. Es läßt sich 
kulturhistorisch zeigen, wie in diese Ordnung 
der Willensbildung und der Willensausübung 
sowohl die Ordnung der Arbeit als auch die mit-
menschlichen Ordnungen hineingeflossen sind, 
wie beide also für den Staat konstitutive Mo-
mente bilden. Hieran wird deutlich, daß eine 
Ordnung der Willensbildung, wenn das mit-
menschliche Verhalten in ihr nicht zum Austrag 
kommt, der Wahrheit dessen, was der Mensch 
vom Gemeinwesen seinem Wesen gemäß for-
dert, nicht ganz entsprechen kann. An der jüng-
sten Geschichte Deutschlands, zum Beispiel an 
der Endphase der Weimarer Republik, wird 
sichtbar, wie sehr der Mangel eines hinreichen-
den Beitrags des Mitmenschlichen zu dem Ge-
samtgefüge des Gemeinwesens eine Labilität 
mithervorgerufen hat, die für uns schicksalhaft 
geworden ist.

sam wird, welcher Grad von kritischer Fähig-
keit und welches Maß von Vertrauen bei Re-
gierenden und Regierten das Staatshandeln 
trägt und tragen darf. Aus dieser lebendigen 
Dynamik der Kräfte gehen Gestalt und Leistungs-
fähigkeit des politischen Handelns hervor. Jeder 
geistig mündige Mensch ist für sie zum minde-
sten mittelbar mitverantwortlich. Aus ihr kann 
unter weiser Führung und eigenständig mutiger 
Teilnahme des Bürgers entstehen, was als ge-
sunde „Integration“ des politischen Gefüges, als 
ein sinnvoller Zusammenschluß bezeichnet wor-
den ist. An der inneren Festigkeit der verste-
henden Beziehung des Bürgers zum Staatsgefüge 
erweist sich die Festigkeit von Verfassungen.



Das freiwillige sinngemäße 
Verhalten

Zur Aufrechterhaltung von Ordnungen gibt 
es verschiedene Mittel. Das erste dieser Mittel, 
das von uns immer gefordert wird, ist das frei-
willige sinngemäße Verhalten. Die Arbeitsord-
nung und die Gefügezusammenhänge zwischen 
Menschen, welche die Arbeitsordnung und die 
mitmenschliche Ordnung begründen, muß der 
Mensch begreifen durch die Einsicht in ihren 
Sinnzusammenhang und durch seine Übung in 
der Erfüllung dieses Sinnzusammenhanges. Die-
sem sinngemäßen Verhalten gilt die Hauptar-
beit der Erziehung. Dieser Erziehungsakt ist 
wesentlich für die jüngere Generation und für 
ihre Fähigkeit zur Selbsterziehung. Zu ihr ge-
hört auch das Verständnis des der Freiheit ge-
mäßen Orts in der politischen Ordnung. Es ist 
unentbehrlich, wenn der Umschlag der Freiheit 
in die Willkür vermieden werden soll, der die 
bedrohliche Gefahr für die Freiheit selbst ist.

Der soziale Zwang
Ein zweites Mittel zur Aufrechterhaltung der 

Ordnung ist der soziale Zwang. Er wird in jeder 
Gesellschaft ausgeübt. Wir richten uns nach den 
anderen, mit denen zusammen wir arbeiten und 
leben, und sie richten sich nach uns und nach 
dem „Ganzen", in dem wir gemeinsam befaßt 
sind. Unser Dasein ist in hohem Grade von sol-
chen „gesellschaftlichen“ Notwendigkeiten be-
stimmt, ohne die auch das Eigenste an ihm nicht 
hervortreten kann. Aber der soziale Zwang 
bringt Gefahren mit sich. Eine von ihnen ist die 
des Konformismus, der nicht verstehenden An-
passung im So-tun wie die anderen tun. Wer 
immer handelt, ohne zu verstehen, was der Sinn 
des gesellschaftlichen Gefüges verlangt, und 
warum man aus Eigenem etwas tun muß, um 
dieses Gefüge seinem sinngemäßen Erfolg zuzu-
führen, kann nicht voll leben. Wer zu stolz oder 
zu eigenwillig ist, sich der den sozialen Zwang 
bildenden Sitte zu fügen, schließt sich ab auch 
von der Erfahrung des Lebens und erst recht 
von der Möglichkeit, an der Sitte selbst frucht-
bar fortzuwirken.

Der Rechtszwang
Das dritte Mittel zur Einhaltung der Ordnun-

gen ist der Rechtszwang. Er steht im Gegensatz 
zum rechtlosen Zwang, der entweder als rohe 
Gewalt oder als Rechtsbeugung auftritt. Hier ist 
das Moment der Berechtigung, Zwang auszu-
üben, entscheidend. Allein den Organen des 
Staates gibt die Verfassung das Monopol der 
physischen Gewaltausübung. Der Staat hat es 
deshalb, weil er den Frieden zwischen seinen Bür-
gern stiften und erhalten soll durch die Macht, 
die seine Organe ausüben. Sie sind dem Recht 
und damit ideell der Gerechtigkeit untergeord-
net. Das Wort Gerechtigkeit verbindet den 
öffentlichen Akt unmittelbar mit einer Grunder-
fahrung jedes Menschen: der der Billigkeit, zu 
der ihn sein Rechtsgefühl leitet. Keinem Men-
schen hat diese Grunderfahrung je ganz ge-

fehlt. Dieses eingeborene Rechtsgefühl kommt 
zur Entfaltung als kulturelle Daseinsform und 
wird institutionell geordnet durch das Gefüge 
des Rechtsstaates.

Die abendländische Welt, die wir kennen 
und die uns als geistig-seelische Wesen geprägt 
hat, begrenzt die Freiheit, um sie gegen die 
Willkür zu schützen. Diese Begrenzung der Frei-
heit des einzelnen hat ihren Sinn im Schutz der 
gemeinsamen Freiheit aller, im Dienst also des 
Menschen schlechthin und seiner Bestimmung.

Verbindliche Aussage über den Sinn der Freiheit?
Ist denn aber eine Aussage über diesen Sinn 

der Freiheit, ist denn eine Vertretung dieses 
Daseinssinnes heute möglich in unserer gespal-
tenen und pluralistischen Gesellschaft? Oder ist 
durch die Krise der Gegenwart, unter der wir 
sehr drastisch gelitten haben, der pessimistische 
Standpunkt gerechtfertigt, den viele Zeitgenos-
sen einzunehmen scheinen, die allgemein ein-
sichtige Aussagen über dieses letzte Problem 
ablehnen?

In den politischen Ideenkreisen der Gegen-
wart spiegelt sich die Vielfalt dieser Auffas-
sungsweisen. Das Weltbild der sogenannten bür-
gerlichen Überlieferung des 19. Jahrhunderts hat 
die Allgemeinheit seiner Geltung verloren, wenn 
es sie je besessen hat. Das Weltbild der Natur-
wissenschaft ist in einer ständigen Bewegung 
begriffen; mit ihr vollzieht sich eine Wand-
lung des Verhältnisses von Naturwissenschaften, 
Philosophie und Religion. Die Gesellschaftslehre 
des Sozialismus hat die Spaltung in einen refor-
mistischen und einen revolutionären Flügel er-

Sorge um das Schicksal des Menschen
Es stellt sich freilich die Frage, ob für die po-

litische Bildung des Menschen heute hinreichend 
geklärte, gemeinsame Grundlagen bestehen, die 
es uns ermöglichen, ein gemeinsames, erziehe-
risches Vorgehen nach ihnen zu orientieren. Wir 
finden solche gemeinsamen Grundlagen in un-
serer Bejahung des freiheitlich-rechtsstaatlichen 
Verfahrens bei der Bildung und Durchführung 
des öffentlichen Willens im demokratischen Ge-
meinwesen. Wir finden sie ebenfalls in den 
Grundvoraussetzungen der politischen Gedan-
kenwelt von heute. Wenn wir der Geschichte 
der politischen Ideenlehre der Gegenwart nach-
gehen, so stellt sie sich im Vergleich mit ande-
ren Kulturen trotz ihrer inneren Spannungen 
als eine Einheit dar, deren verschiedene Ele-
mente jeweils einen besonderen Aspekt des 
Ganzen ins Auge fassen. Was wir uns vom Ge-
meinwesen und was wir von unserem eigenen 
Eingreifen in die Dynamik erwarten, ist die 
tätige Sorge für das Schicksal des Menschen. Sie 
bildet für die christliche Gesellschaftslehre in 
katholischer wie in evangelischer Form den ent-

Aber was ist denn nun die Freiheit? Diese 
Freiheit ist nicht nur die Freiheit von Unter-
drückung, das heißt also eine Freiheit von Will-
kür; sie kann keinen Bestand haben, wenn sie 
nicht einen konstruktiven Sinn besitzt, wenn sie 
nicht auf ein Wozu bezogen bleibt. Sie kann sich 
aber nur beziehen auf die gesollte und erstrebte 
Erfüllung des Daseinssinnes, der im Menschen 
angelegt ist. Alle die Fragen nach dem Sinn der 
Freiheit, auf die es uns ankommt, münden ins 
Philosophische.

fahren, der bis zum Weltgegensatz zwischen dem 
sowjetischen Osten und dem freiheitlich demo-
kratischen Westen weitergetrieben wurde. In 
dieser Lage ist der abendländische Westen, wenn 
es sich um Politik handelt, auf das Erlernen der 
Fähigkeit verwiesen, in einer pluralistischen 
Welt miteinander zu leben. Die Freiheit ist ab-
hängig von dem Vermögen, sich gegenseitig zu 
ertragen, ja gemeinsam zu handeln, auch dort, 
wo Verschiedenheiten der Auffassung zunächst 
trennend zu wirken scheinen. Aber das Leben 
selbst belehrt uns oft über Gemeinsamkeiten, die 
mehr Wirklichkeitsgehalt besitzen als die Gedan-
kengebilde, mit denen wir oft das Wirkliche ver-
decken. Weil die Volkshochschule mit Unmit-
telbarkeit von dem Wirklichkeitsgehalt des ge-
lebten Daseins ausgehen kann, ist sie imstande, 
geradezu ein Organ dafür zu werden, aus der 
Lebendigkeit der Daseinserfahrung heraus ideo-
logische Gegensätze zu überwinden und damit 
beizutragen zur Entstehung eines gefestigten 
Verhältnisses des Menschen zu Gesellschaft und 
Staat.

scheidenden Ausgangspunkt. Die Sorge für das 
Schicksal des Menschen liegt aber auch der Ge-
dankenwelt des Sozialismus zugrunde, sofern sie 
an dem Grundpostulat der Freiheit und ihrer 
politischen Institutionen festhält. Die verfas-
sungsmäßige Ordnung unserer politischen Wil-
lensbildung hat die Aufgabe, die Interessenplu-
ralität der modernen Gesellschaft zu der politi-
schen Entscheidungskraft auf dem Wege eines 
friedlichen Vorgangs zu befähigen, die im Ge-
samtinteresse unentbehrlich ist. Die geistige Plu-
ralität der Ausgangspunkte des heutigen po-
litischen Denkens läßt eine Zone der Konver-
genz, ja der Gemeinsamkeit erkennen, die ge-
meinsames Handeln und Übereinstimmung in 
der Gesinnung möglich macht. Diese Zone der 
Gemeinsamkeit einsichtig zu machen, ist gerade 
bei der Verschiedenheit der geistigen Kräfte vor-
dringlich, die im heutigen Deutschland Zusam-
menwirken. Von diesem Bemühen wird es einst 
abhängen, ob wir gegenüber der politischen 
Pseudoreligion des sowjetischen Ostens unsere 
aus der abendländischen Gesamtüberlieferung 



erwachsenen Freiheiten als Daseinswirklichkeit 
würdigen, sie in unseren verpflichtenden Willen 
aufnehmen und in den Auseinandersetzungen 
unserer Epoche erhalten, festigen und konstruk-
tiv entwickeln können. Diese gemeinsame prak-
tische Sorge beruht auf der Achtung vor dem 
Menschen als Geschöpf und hat in der Selbster-
fahrung des Daseins durch jeden Einzelnen ihre 
Wurzel. Auch keine in wissenschaftlicher Form 
vorgebrachte oder aus schwer zu tragender Er-
fahrung stammende Skepsis kann sie widerlegen 
oder sollte sie lähmen. Wir alle sollen ein ge-
sundes Dasein führen; wir alle wollen in einem 
Gemeinwesen leben, welches diese gesunde Da-
seinsführung beschützt und fördert. Dies ist in 
der einfachsten Form die gemeinsame Voraus-
setzung, die für die verschiedensten Ausgangs-
punkte maßgebend ist, von denen aus der Be-
griff des Gesunden im grundsätzlichen und im 
einzelnen erörtert wird und die Maßnahmen 
vorgeschlagen und durchgeführt werden, die 
nötig sind, um dieser Forderung zu entsprechen.

Wenn wir von dieser einfachsten Vorausset-
zung ausgehen, wird dabei mitverstanden, daß 
auch die Lehre von der Politik es mit der Vor-
bereitung der Menschen zu gesundem politi-
schen Urteil und politischem Handeln zu tun 
hat. Politik dient also als Wissenschaft und als 
Unterricht im letzten Grunde der Staatskunst, 
und zwar der Staatskunst der Gegenwart bzw. 
der Zukunft, wie ja alle Erziehung auf die Zu-
kunft des Menschen gerichtet ist. Vom Problem 
der Bildung her gesehen sind aber die Tatsäch-
lichkeiten der Gegenwart zugleich Bedingungen 

unseres denkenden und erzieherischen Verhal-
tens. Auch politische Bildung steht in der pola-
ren Spannung zwischen normativem Denken und 
tatsächlichen Möglichkeiten des Handelns. Wir 
selbst befinden uns in einer Epoche, in der die 
gesellschaftliche und politische Ordnung aller 
Völker der Erde in einer stärkeren Verwand-
lung sich befindet, als dies seit Jahrhunderten 
der Fall war. Diese Verwandlung ist in gewissem 
Maß zwangsläufig und unwiderruflich. Wir 
müssen sie kennen und verstehen» um begrei-
fen, urteilen und uns als mitverantwortliche 
Zeitgenossen richtig verhalten zu können. Wir 
haben zu begreifen, wie die Gesellschaftsord-
nung der Gegenwart als Gefüge aufgebaut ist 
und wie der moderne Staat und vor allem der 
freiheitliche Rechtsstaat geordnet ist und seine 
Willensakte vorbereitet und durchführt. Wir 
haben die Lage der Völker der Welt im 20. Jahr-
hundert in ihrer wechselseitigen Abhängigkeit 
voneinander kennenzulernen, die die Weltpoli-
tik ausmacht. Und schließlich haben wir die 
Ideen zu kennen und zu verstehen, von denen 
die Menschen und die Völker sich leiten lassen, 
und wir haben sie so zu verstehen, daß wir fähig 
werden, die letzten Maßstäbe unseres eigenen 
Urteils mit geistiger Klarheit zu begreifen und 
festzuhalten. Hier bedürfen wir des Wissens, 
um die selbsterzieherische Leistung aufzubauen, 
die für unsere Zukunft notwendig ist. Wir ha-
ben damit begonnen, die Grundkenntnisse auf 
diesen vier Gebieten, die im vorhergehenden 
Beitrag erörtert wurden, auf den Schulen zu leh-
ren, weil sie unentbehrlich sind zur Ausübung 

der Freiheit und zur Bewältigung des modernen 
Daseins durch den freien Menschen. Die Wis-
senschaft beschäftigt sich mit ihnen. Sie bedarf 
zu ihrer Arbeit der Volkshochschule, die dem 
täglich gelebten Dasein näher steht als die Uni-
versität, wie umgekehrt die Erwachsenenbildung 
der Wissenschaft bedarf, um am geistigen Fort-
gang des Wissens und der Bildung und ihren 
Ergebnissen teilzunehmen, die für den fruchtbar 
werden, der im täglichen Dasein den Willen 
und die Fähigkeit sich erhält, ein wacher Mit-
genosse und Mitgestalter seiner Zeit zu sein.

Als allgemeine Einrichtung der Erwachsenen-
bildung hat also die Volkshochschule in dem 
Aufbau des geistigen Lebens der Gegenwart 
eine Stellung inne, der als solcher politische Be-
deutung, das heißt also Bedeutung für die Ge-
sundheit des Gemeinwesens zukommt. Sie hat 
zudem die engere Aufgabe, die Kenntnisse 
ihren Teilnehmern nahezubringen, die der mo-
derne Mensch braucht, um als Staatsbürger und 
Zeitgenosse im 20. Jahrhundert bestehen zu 
können. Beide, der Mensch und der Staat, sind 
gefährdet, wann immer sich eine Kluft auftut 
zwischen Gegenwartsverständnis, praktischer 
Daseinsführung und religiös oder philosophisch 
begründeter Daseinsauffasung. Zu ihrer Schlie-
ßung ist politisches Wissen ebenso unentbehr-
lich wie geistige Klarheit über Sinn und Wir-
kungsbereich der persönlichen Verantwortung.



GOLO MANN

BISMARCK
Das Thema ist ein historisches und ein ak-

tuelles in dem Sinn, in dem alle Geschichte ak-
tuell ist. Wir fragen sie nach dem, was uns an-
geht; nach anderem nicht. Aber wenige leben 
noch, die den Reichskanzler Fürst Bismarck mit 
Augen gesehen haben, und die historische Welt, 
in der er lebte, ist unwiederbringlich dahin. Es 
würde dies ihn selber am wenigsten überraschen. 
Denn obgleich er stolz und hochfahrend sein 
konnte gegenüber seinen Mitmenschen, so war 
er bescheiden, ja demütig und im Grunde fromm 
gegenüber dem Schicksal; er wußte von der Ver-
gänglichkeit alles dessen, was Menschen machen, 
insofern sie in der großen Politik, in der Ge-
schichte im Werden, überhaupt etwas machen 
können, insofern sie nicht nur warten müssen, 
daß die Dinge sich vollziehen. „Wie Gott will“, 
konnte er schreiben, „es ist ja alles doch nur 
eine Zeitfrage, Völker und Menschen, Torheit 
und Weisheit, Krieg und Frieden, sie kommen 
und gehen wie Wasserwogen, und das Meer 
bleibt. Was sind unsere Staaten und ihre Macht 
und Ehre vor Gott anders als ein Ameisenhau-
fen und Bienenstöcke, die der Huf eines Ochsen 
zertritt oder das Geschick in Gestalt eines Ho-
nigbauern ereilt." — Bismarcks Schwiegertochter, 
die Witwe seines jüngeren Sohnes Bill, beging 
Selbstmord im Jahre 1945, in einem der Schlös-
ser der Familie, wenige Stunden bevor Soldaten 
der Roten Armee dort anlangten. Das ist ein 
ernster Kommentar zu den eben zitierten Wor-
ten des Alten.

Wenn aber auch wenig von seiner politischen 
Leistung übrig ist oder unmittelbar fortwirkt, 
wenn die Staatenwelt, die gesellschaftliche Welt, 
die allein er sich vorstellen konnte, sich in den 
sieben Jahrzehnten seit seiner Entlassung vom 
Amt bis zur Unkenntlichkeit verändert hat, so 
will die Frage, was mit Bismarck sei, unter 
Historikern und Publizisten, unter allen, denen 
die Vergangenheit am Herzen liegt, nicht ver-
stummen. Das ist kein Wunder. Er war in mo-
dernen Zeiten unser größter Staatsmann, wobei 
das, was gegenwärtig ist, oder in den letzten 
zwölf Jahren war, sich dem geschichtlichen Urteil 
noch entzieht. Er hat sehr lange, nahezu drei-

ßig Jahre lang, seines Amtes gewaltet, hat gewal-
tig in den Gang der deutschen und europäischen 
Geschichte eingegriffen, so gewaltig wie nur je 
eine einzelne Persönlichkeit. Er hat viel Gutes und 
viel Böses getan. Er hat den Energien, die damals 
sich in Mitteleuropa bildeten, die Form aufge-
zwungen und den Prozeß geleitet, durch den 
Deutschland, das harmlose, unpolitische, un-
zentrierte Deutschland in kurzer Zeit Europas 
Machtzentrum und Wirtschaftszentrum wurde. 
Es ging alles sehr gut und von Erfolg zu Erfolg, 
so lange er da war; es ging dann alles weniger 
gut und zum Schluß überaus schlecht, als er nicht 
mehr da war. Die Frage, ob die Kette der Kata-
strophen zwischen 1914 und 1945 das folgerich-
tige Ende einer Bahn war, die er zuerst beschrit-
ten hatte, oder ob sie umgekehrt dem Verrat zu-
zuschreiben war, der an seinem Werk und sei-
nen Lehren geübt wurde, dem Abfall von ihm, 
diese Frage hat man unter der Regierung Wil-
hems II. zu prüfen begonnen; mit verdoppeltem 
Eifer ist sie nach 1945 diskutiert worden, da-
mals, als eine lange Epoche der deutschen Ge-
schichte plötzlich und schrecklich zu Ende ge-
gangen war.

Dazu kommt der tiefe Reiz des Menschen, 
wie er aus einer unendlichen Zahl von Selbst-
zeugnissen oder Zeugnissen anderer auf uns 
wirkt. Ich gestehe, daß ich mich nicht satt an 
ihnen lesen kann. Und dies gerade weil sie, 
wie lange man sich auch mit Bismarck beschäf-
tige, nie ein geschlossenes, widerspruchsloses 
Ganzes ergeben werden. Ein befriedigendes Por-
trät Bismarcks von dem man sagen könnte, so 
war er, werde ich nicht geben. Man kann es 
in einer Stunde nicht, man könnte es nicht 
in hundert. Die unterschiedlichsten Aussa-
gen sind über Bismarck gemacht worden und 
alle mit einem Schein von Recht. Er war, so 
heißt es, der zynische Zerstörer der alten euro-
päischen Ordnung, und auch ein tief verant-
wortlicher, christlicher, Europa-bewußter Staats-
mann, ein Revolutionär und ein Konservativer, 
ein Erzjunker und ein Intellektueller, ein Künst-
ler und Schriftsteller, ein überaus liebenswür-
diger, lebensvergnügter Mensch, ein Meister 
geistfunkelnden Gespräches und auch ein harter, 
selbstsicher, gieriger Despot, dem man gern aus 
dem Weg ging, ein listenreicher Mogler und 
ein Politiker, der das Vertrauen der weiten Welt 

durch die großartige Zuverlässigkeit und Stetig-
keit seiner Haltung gewann, ein sehr gesunder 
und kräftiger Mann und auch ein kranker, ner-
venleidender und nahezu pathologischer. All das 
ist über Bismarck gesagt und einleuchtend be-
zeugt worden, all das ist wahr, so widerspruchs-
voll es auch ist. Und darum ist alles, was man 
über Bismarck sagen kann, im besten Fall ein-
seitig. Für andere Meister der Politik trifft das 
nicht zu; nicht für Oliver Cromwell, dessen We-
sen durch den einen mächtigen Glauben geprägt 
wurde: nicht für Napoleon, über dessen humor-
lose, pomphafte Kaiserlichkeit alle Zeugnisse 
übereinstimmen; nicht für Lenin, dessen kalte, 
alleswissende, unerträglich pedantische Schulmei-
sterei aus seinen Schriften und Taten spricht. 
Bismarck, das ist der Mensch mit seinem Wider-
spruch; und jene, die meinen, diesen Wider-
spruch zur Einheit auflösen zu können, werden 
sich immer über ihn streiten.

Ein solches Streitgespräch hat in den fünfziger 
Jahren noch einmal stattgesunden, zumal nach-
dem die reiche, glanzvoll geschriebene Biogra-
phie Erich Eycks dem deutschen Publikum ver-
spätet zugänglich geworden war. Es hat die 
Wertkriterien und häufig tadelnden Urteile 
Eycks nicht einfach widerlegen können. Daß Bis-
marcks Entlassung zu spät, nicht zu früh kam, 
wird heute wohl von den allermeisten deutschen 
Historikern angenommen, wenn wir absehen 
von den überlebenden Vertretern einer altge-
wordenen Orthodoxie; unter den Jüngeren wird 
keiner bestreiten, daß Bismarcks Manövrieren 
mit den Parteien der politischen Erziehung 
der Nation schlecht getan hat. Es ging 
um Nuancen der Beurteilung; es ging um die ge-
schichtlichen Vorgegebenheiten, deren Wirkung 
Bismarck sich nicht entziehen konnte. Eindrucks-
voll ließ sich die These Franz Schnabels vertei-
digen, derzufolge die Schaffung des kleindeut-
schen Nationalstaates durch das Erbe der acht-
undvierziger Revolution prädeterminiert, und 
Bismarck sich dieses Erbes sehr bewußt war. Und 
schwer zu widerlegen war das Argument Schna-
bels: Wenn man den in Berlin zentrierten Na-
tionalstaat wünschte (was Eyck wohl tat), dürfte 
man nicht die Mittel tadeln, durch die allein ein 
solches Ziel zu erreichen war. Hans Rothfels un-
terstrich den Ernst von Bismarcks Konstitutio-
nalismus: er habe die absolute Monarchie, samt 



ihrer Bürokratie, so sehr gehaßt wie die Parla-
mentsherrschaft, und sein Begriff des Verfas-
sungslebens als eines Systems lebendiger Span-
nungen sei etwas mehr als ein bloßes Pro-
dukt der Gelegenheit gewesen. Wie anders 
auch wären die großen und schönen Reden ohne 
Zahl zu verstehen, die Energie, der Geist, die 
Wut, und gerade sie, die Bismarck an Reichs-
tag und Landtag verschwendete? — Leibniz hat 
einmal bekannt, was immer er lese, scheine ihm 
richtig. Wenn wir die lesenden Temperamente 
in einige wenige Grundtypen einteilen, so mag 
es einen solchen Grundtyp geben, der alles für 
richtig hält, was er liest. Es mag aber auch sein, 
daß es historische Gegenstände gibt, die sich im 
besonderen Maß für einen solchen Typ eignen, 
die eine Vielzahl der unterschiedlichsten, jedes 
ein Stück Wahrheit enthaltenden Urteile 
zu provozieren geeignet sind, und daß die 
Geschichte Bismarcks ein solcher ‘Gegenstand 
ist. Es war nicht nur ein überaus geistrei-
cher, sondern auch ein sehr gesprächiger 
Mann, ein Liebhaber übertreibender, leuch-
tender, schockierender Formulierungen. Es ist 
dies, was Napoleon III. bemerken ließ: „Das 
ist kein seriöser Mensch.“ Er hatte starke In-
stinkte, nicht fest gegründete theoretische An-
sichten. „Ansichten?“ konnte er fragen, „die 
muß ich mir erst noch anschaffen." Nun, von 
einem Manne ohne Ansichten, von einem, der 
eine gewisse Konsistenz seines öffentlichen 
Tuns durch schiere Willenskraft erreichte, ist es 
nicht gar zu weit zu einem, der nur eine Rolle 
spielte, oder mehrere Rollen. Und zweifellos 
gibt es das Spielen von Rollen in Bismarcks Le-
ben, wenngleich es ein ernstes Spiel war. Er 
konnte, mit beträchtlicher Konsequenz, den 
„treuen deutschen Diener Kaiser Wilhelms I.“ 
spielen, wie er es auf seinen Grabstein setzen 
ließ, und um in den achtziger Jahren an die Zu-
kunft der Hohenzollern-Dynastie zu glauben, 
dazu gehörte für einen so gescheiten Mann ein 
starkes Stück Willenskraft. Nach seinem Sturz 
gefiel er sich in der Rolle des beleidigten, ganz 
unabhängigen Edelmannes, in der Rolle des De-
magogen, beinahe des Demokraten. Er konnte 
als der Mann des Krieges und des Friedens er-
scheinen; als Verächter der Menge und als Be-
gründer des allgemein gleichen Wahlrechts; als 
paternalistischer Sozialist und als Verbündeter 
des Manchestertums. Natürlich hatten verän-
derte Umstände ihren Teil an solchen Rollen-
wechseln. Daß aber Bismarcks Geist mit seinen 
Meinungen keine starke Identität einging, daß 
er funktionierte wie ein Behälter, der zu ver-
schiedenen Zeiten den verschiedensten Meinun-
gen Platz gab, so viel kann man sagen. Daher 
wohl auch seine Ungeduld gegenüber Geistern, 
die, wie Gladstone, aus einem einzigen Stüde 
und einem sehr edlen gemacht waren, und seine 
Sympathie für Disraeli, der, wie er selber, ein 
Spieler von Rollen war. Und daher wird der 
Streit über ihn sich immer gerade dann entfal-

ten, wenn man ihn durch Meinungen, durch eine 
politische Philosophie zu identifizieren versucht.

Wann hat die geschichtliche Welt, in der Bis-
marck lebte, sich aufgelöst? Eine Betrachtung 
dieser Frage mag geeignet sein, die Problematik 
seines Werkes, die Größe und die Grenzen zu 
vergegenwärtigen.

Es ist gesagt worden, daß Bismarcks Zeit 
schon zu Ende war, als er noch regierte, und daß 
dies, und nicht Ehrgeiz oder Laune des jungen 
Kaisers, die wahre Ursache seines Sturzes 
war; daß es mit dem alten Mann nicht 
mehr ging. Einer seiner intimsten Mitar-
beiter, Geheimrat Holstein, war dieser Ansicht 
im Außenpolitischen; Bismarck, so heißt es wie-
der und wieder in den neuerdings veröffentlich-
ten Aufzeichnungen der .Grauen Eminenz', Bis-
marck verstehe die europäische Situation nicht 
mehr, er verstehe vor allem die russische Ge-
fahr nicht, und alle Kraft sei aus dem überkom-
plizierten Gewebe seiner Verträge gewichen. 
Ein anderer, ein tieferer Denker als Holstein, 
Max Weber, der große deutsche Soziologe der 
Kaiserzeit, sah Bismarcks innere Politik als 
wesentlich gescheitert an, darum, weil der Kanz-
ler die sozialen Veränderungen seiner Spätzeit 
nicht verstanden habe. In Max Webers akade-
mischer Antrittsrede von 1895 heißt es: „Ein 
Vierteljahrhundert stand an der Spitze Deutsch-
lands der letzte und größte der Junker, und die 
Tragik, welche seiner staatsmännischen Lauf-
bahn neben ihrer unvergleichlichen Größe an-
haftet und die sich heute noch immer dem Blick 
vieler entzieht, wird die Zukunft wohl darin 
finden, daß unter ihm das Werk seiner Hände, 
die Nation, der er die Einheit gab, langsam und 
unwiderstehlich ihre ökonomische Struktur ver-
änderte und eine andere wurde, ein Volk, das 
andere Ordnungen fordern mußte als solche, die 
er ihm geben und denen seine cäsarische Natur 
sich einfügen konnte. Denn dieses Lebenswerk 
hätte doch nicht nur zur äußeren, sondern auch 
zur inneren Einigung der Nation führen sollen 
und jeder von uns weiß: das ist nicht erreicht. 
Es konnte mit seinen Mitteln nicht erreicht wer-
den. Und als er im Winter des letzten Jahres, 
umstrickt von der Huld seines Monarchen, in die 
geschmückte Reichshauptstadt einzog, da, ich 
weiß es wohl, gab es viele, weihe so empfanden, 
als öffne der Sachsenwald wie ein moderner 
Kyffhäuser seine Tiefen. Aber nicht alle haben 
diese Empfindung geteilt. Denn es schien, als sei 
in der Luft des Januartages der kalte Hauch ge-
schichtlicher Vergänglichkeit zu spüren. Lins 
überkam ein eigenartig beklemmendes Gefühl 
— als ob ein Geist herniederstiege aus einer gro-
ßen Vergangenheit und wandelte unter einer 
neuen Generation durch eine ihm fremd gewor-
dene Welt.“ Das sind inhaltsschwere Sätze. Bis-
marck selber, als er im nächsten Jahr, 1896, den 
Hamburger Hafen besuchte, hat dort, angesichts 
all der wimmelnden Arbeit, die Schiffe und Krä-
ne, fast schaudernd bemerkt: „Es ist eine verän-
derte Welt, ein neues Zeitalter.“ Max Webers 

Betrachtung geht weiter. Dieses neue, immer stär-
ker von Wissenshaft und Industrie geprägte 
Zeitalter begann shon in den siebziger, den 
ahtziger Jahren. Es hätte shon damals andere 
Ordnungen verlangt, andere Akzente der Herr-
shaft: Demokratie, Parlamentarismus, begin-
nende Wirtshaftsdemokratie. Aber Bismarck 
hatte die Begründung des Nationalstaates, der 
seiner inneren Logik nah ein demokratisher 
hätte sein müssen, kunstvoll-gewalttätig ver-
bunden mit der Bewahrung, ja der Stärkung des 
preußishen Königsstaates. Er hatte der Monar-
hie und dem Adel Vorrehte gerettet, wie sie 
ehedem nützlih gewesen sein mohten, aber in 
einer modernen Industriegeseilshaft niht mehr 
stimmig waren. Er hatte die Nation gleihzeitig 
an den Staat herangeführt und vom Staat fernge-
halten, hatte sie höhstens als Teilhaber an der 
Mäht, und zwar als geringen Teilhaber, niht 
als Träger der Mäht herangelassen. Der Staat, 
die Obrigkeit und die Gesellschaft waren ihm 
vershiedene Dinge, und wenn er das allgemeine 
und gleihe Wahlreht zuließ, so glaubte er 
doh niht daran. Er hatte die aufsteigenden 
großen Volks- und Massenparteien, das katho-
lishe Zentrum, die städtishe, industrielle So-
zialdemokratie als Reihsfeinde behandelt, ohne 
zu begreifen, daß der moderne Staat ohne solhe 
Parteien neuen, demokratishen Stiles keinen 
inneren Frieden, keine Einheit mit sih selbst 
mehr würde haben können. Die offizielle Theo-
rie der Sozialdemokraten, weihe sih leider von 
dem verbogenen Genius des Doktor Marx hat-
ten betören lassen, mag seine Haltung verständ-
lih mähen. Ein freierer Blick aber hätte erkannt, 
daß die deutshen Sozialdemokraten ehte Mar-
xisten im Grunde niht waren, shon zu Bis-
marcks Zeiten niht, viel weniger zu Kaisers 
Zeiten oder Kriegs- oder Weimarer Zeiten. Es 
war Bismarcks Verfolgung, was ihnen einen 
Shein von Radikalität gab. Die ganze Atmo-
sphäre der von dem eisernen Kanzler gestalteten 
Politik war zänkish und durh eine Reihe von 
feindlichen Teilungen, von Entfremdungen 
harakterisiert: Fremdheit zwishen Regenten 
und Nation, Fremdheit der einzelnen Parteien 
und Klassen der Nation untereinander. Eben sie 
hatte Max Weber im Sinn. Die Persönlihkeit 
Bismarcks gab ein Maß von Einheit oder doh 
Führung, solange er da war; als er niht mehr 
da war, war Führungslosigkeit, Zwietraht und 
Chaos. So unter Wilhelm II.; so im Krieg; so 
noh in der Weimarer Republik, weihe die unter 
Bismarck entstandenen Übel, die Teilung der 
Nation in angeblihe Reihsfeinde und Reichs-
freunde oder, wie man jetzt sagte, „aufbau-
willige Kräfte“, den Zank und die Unverantwort-
lihkeit der Parteien wie in einer Karikatur 
widerspiegelte. In diesem Sinn gibt es wirklich 
eine Kontinuität der Entwicklung von Bismarck 
bis zu den Ereignissen des Jahres 1933. Die po-
litishen Parteien, weihe unter Bismarck die 
Kunst des Sih-Vertragens durh gemeinsame 
Verantwortung, die Kunst des Regierens nie 
hatten lernen dürfen, dankten 1933 ab. Die



Nation, der Bismarck, in Max Webers Ansicht, 
die innere Einheit nicht gegeben hatte, floh 1933 
in die gewalttätige Einheit von oben, die ein 
neuer Cäsar gab, eben der neue Cäsar, den Max 
Weber schon 1895 vorausgesagt hatte.

Hier, meine ich, ist eine gewisse Kontinuität 
der Entwicklung. Aber Kontinuität heißt nicht 
Unvermeidlichkeit, und diese Geschichte ist in 
Wirklichkeit wandelreicher, spannungs- und 
möglichkeitenreicher, als ich sie eben arg ver-
einfachend gezeichnet habe. Der politische 
Bau des Bismarckreiches, seine innere Ver-
fassung war schief und unbefriedigend. Aber 
schließlich hatte das deutsche Bürgertum von 
Bismarcks Sturz bis 1914 nahezu ein Viertel-
jahrhundert, um sein politisches Haus in Ord-
nung zu bringen. Es tat dies nicht. Wer daran 
vorwiegend Bismarck schuld gibt, der überschätzt 
die nachwirkende Schuld des Toten, der unter-
schätzt, was eine lebende neue Generation in 
Freiheit tun kann.

Bismarck war ein überaus energischer und ge-
schickter, aber im Grunde kein schöpferischer 
Innenpolitiker. Seine Meisterschaft lag im Äu-
ßeren, in der Diplomatie, von der er gesagt hat, 
daß sie ihn vor allem anginge, daß sie die Prio-
rität haben müsse. Es war seit 1871 eine Au-
ßenpolitik strengsten Maßhaltens, die fried-
lichste, vorsichtigste, die je von einer starken 
Militärmacht geführt wurde. Es war jetzt deut-
sche Politik, nicht mehr preußische. Aber Bis-
marck war zu lange Preuße gewesen, um die zu-
gleich harte und bescheidene Staatsräson des 
preußischen Staates vergessen zu können, so 
daß deutsche Außenpolitik wesentlich preußische 
blieb, solange er regierte. Im Grunde hat er nur 
zwei Sachen gemacht, die aus dem traditionellen 
Rahmen preußischer Politik ganz heraustraten: 
die Annexion Elsaß-Lothringens, 1871, und die 
Errichtung deutscher Protektorate in Afrika 
1884 bis 1885. Die Annexion Lothringens hat er 
im Grunde bedauert; damals gab er den Rat-
schlägen der Militärs und dem aufwallenden 
deutschen Nationalismus nach. Kolonien in 
Übersee interessierten ihn nicht und konnten 
ihn als Preußen nicht interessieren. „Das ist 
alles schön und gut", sagte er einmal zu einem 
deutschen Kolonialenthusiasten. „Aber“, auf 
eine Karte Europas weisend, „hier ist mein 
Afrika. Hier ist Frankreich, hier Deutschland, 
hier Rußland, das ist mein Afrika." Wenn er 
trotzdem nach dem wirklichen Afrika griff, so 
war das Gelegenheitspolitik, ein Schachzug ge-
gen England, als er sich bot, nicht im letzten 
Ernst gezogen. Es gab nur ein fremdes Volk, das 
der preußische Machtpolitiker, wenn nötig mit 
Gewalt, innerhalb des preußischen Staatsver-
bandes halten wollte, und das war das polnische, 
und auch von dem polnischen nur ein kleiner 
Teil. Bismarck hatte immer betont, daß Preu-
ßen-Deutschland mehr polnische Untertanen gar 
nicht brauchen könne, jedoch erst recht nicht 
einen freien polnischen Nationalstaat; daß da-
her die Dinge bleiben müßten, wie sie seien, ein 

polnischer Volksteil preußisch, ein anderer öster-
reichisch, der dritte, bei weitem zahlreichste aber 
russisch. Und daraus ergaben sich schon die Re-
geln und Ziele seiner mittel- und osteuropäi-
schen Politik: Keine Nationalstaaten in Ost-
europa, nur die bestehenden historischen Staa-
ten; keine Hilfe für, keine Solidarität mit den 
Deutschen außerhalb der Reichsgrenzen, im 
österreichischen Kaiserreich, im russischen Bal-
tikum; Solidarität stattdessen zwischen den Kai-
serreichen und Kaiserhöfen, welche wieder nur 
möglich war, solange Österreich keine Abenteuer 
auf dem Balkan suchte und solange der russische 
Kaiserhof nicht von Nationalismus und Pansla-
wismus fortgerissen wurde. Das war der Kern. 
Es war eine aus dem Grunde konservative Po-
litik, die den Krieg, den europäischen Weltkrieg 
nun über alles fürchtete. „Bulgarien", sagte Bis-
marck 1888, „Bulgarien, dies kleine Ländchen 
zwischen Donau und Balkan ist überhaupt kein 
Gegenstand von genügender Größe, um daran 
die Konsequenz zu knüpfen, Europa von Mos-
kau bis zu den Pyrenäen und von der Nordsee 
bis Palermo in einen Krieg zu stürzen, dessen 
Ausgang kein Mensch voraussagen kann; man 
würde am Ende eines solchen Krieges gar nicht 
wissen, warum man sich geschlagen hat.“ Der 
Reichstagsbericht verzeichnet allgemeine Heiter-
keit bei diesen Worten, aber zur Heiterkeit war 
keine Ursache. Hier hat Bismarck schon die 
Situation von 1914 vorweggenommen. Daß es 
sich 1914 um Serbien handelte, nicht um Bul-
garien, macht philosophisch gesehen keinen Un-
terschied.

Dies also war der Kern seiner Politik. Er 
wußte um ihre zunehmende Gebrechlichkeit. Er 
wußte um die innere Bedrohtheit der Habsbur-
burger Monarchie, die er zwar um einen hohen 
Preis zu erhalten wünschte, von der er aber 
ahnte, daß sie auf die Dauer nicht würde er-
halten werden können; und was anders als per-
manente Revolution, fragte er, würde ihren 
Platz einnehmen können? Er wußte von der Ge-
fahr eines immer wachsenden russischen und 
slawischen Nationalismus, die er verband mit 
der Gefahr der Roten Revolution, des Nihilis-
mus oder Kommunismus, wie er es vage nannte; 
der würde der Nutznießer eines europäischen 
Weltkrieges sein. Er wußte auch von der wach-
senden Dynamik des Deutschen Reiches, die sich 
mit seiner Politik der Saturiertheit, des Maßes 
und Friedens nicht immer begnügen würde. In 
diesem Sinne hatte Holstein wohl recht, wenn er 
meinte, daß selbst im Außenpolitischen die Zü-
gel seiner Greisenhand allmählich entglitten. 
Die deutsche sogenannte Weltpolitik, die nach 
ihm begann, Unternehmungen wie der Schlacht-
flottenbau, von dessen Nützlichkeit Admiral 
Tirpitz den Alten vergebens zu überreden ver-
suchte, wie die Bagdad-Bahn, wie die deutsche 
Einflußzone in China, wie der Streit um Marok-
ko — sie waren ihm fremd, sie gehören einer 
Epoche an, die sein Geist nicht mehr durchdrang 
und gar nicht mehr zu verstehen wünschte.

Verstanden hätte er die Katastrophe von 
1914 als ein Ereignis, das mit „Weltpolitik" im 
Grunde wenig zu tun hatte, als den immer ge-
fürchteten Zusammenstoß zwischen Wien und 
Petersburg, den Krieg, dessen Hauptlast Deutsch-
land würde tragen müssen. Und in diesem Krieg 
versank Bismarcks Welt für immer. Gerade durch 
die deutschen Siege im Osten, durch die Maßlo-
sigkeit des Krieges und Siegens wurde der Rah-
men seines Ordnungsdenkens zerbrochen. Als 
während des Krieges die deutschen Dynastien und 
Bundesstaaten bedeutungslos wurden und der Kö-
nig von Preußen lange vor seiner Abdankung ein 
ohnmächtiger und verachteter Mann war, als ein 
deutscher General, der nicht einmal dem Adel 
entstammte, eine kaum verschleierte Diktatur 
ausübte, als Deutschland einen polnischen Staat 
schuf, als er das russische Kaiserreich zerschlug, 
ihm riesige Gebiete abschnitt, die als National-
staaten konstituiert wurden und deutsche Pro-
tektorate sein sollten, als es Frieden mit der 
bolschewistischen Revolution schloß — da war es 
für immer zu Ende mit der europäischen Ord-
nung, die Bismarck verteidigt hatte, und wäre 
auch dann zu Ende gewesen, wenn Deutschland 
im Westen unbesiegt geblieben wäre, wenn die 
Vereinigten Staaten nicht interveniert hätten. 
An die letztere Möglichkeit hatte Bismarck nie 
im Traum gedacht, so wenig wie irgend jemand 
sonst vor 1915 oder 1916. Er hatte eine gewisse 
leicht humoristisch getönte Sympathie für Ame-
rika. Der Ausspruch „Kinder, Betrunkene und 
die Vereinigten Staaten von Amerika haben 
einen Schutzengel“ stammt ja wohl von ihm; 
aber machtpolitisch trat Amerika so wenig in 
seinen Horizont wie China oder Japan. All 
dies ist nur zwanzig Jahre nach seinem Tod ge-
schehen und vollendet worden.

In den Jahren der Weimarer Republik hat 
man den Ruf „Zurück zu Bismarck!" hören kön-
nen, und es haben damals noch Historiker und 
Politiker gelebt, die ihn gekannt hatten und die 
ihn vergötterten. Wir können heute leicht sehen, 
daß es kein Zurück zu Bismarck gab. Damals 
sah man es nicht, weil die folgenschwersten 
Neuerungen der Weltkriegszeit, die amerika-
nische Intervention und die bolschewistische Re-
volution nicht richtig verstanden wurden und 
wohl nicht richtig verstanden werden konnten, 
angesichts der abermaligen amerikanischen und, 
zeitweise, der russischen Isolierungspolitik; so 
daß Europa noch einmal als Mittelpunkt und 
Machtzentrum der Erde galt, was es schon nicht 
mehr war, und das sinnleer gewordene Spiel der 
europäischen Nationalstaaten als souveräner, 
spröder Machtgebilde weiterging, so als ob gar 
nichts geschehen wäre. Berufsmäßige Verehrer 
Bismarcks, Männer, die ihn noch persönlich ge-
kannt hatten, wie der Historiker Erich Marcks, 
sind dann auch in den dreißiger Jahren begei-
stert in das Lager Hitlers übergegangen, in dem 
sie den wahren Erben und Fortsetzer Bismarcks 
zu erkennen glaubten. Es war dies, um es milde 
auszudrücken, ein Mißverständnis. Der Mann 



des strengen Maßes und jener der äußersten 
Maßlosigkeit hatten nichts gemeinsam. Beinahe 
nichts. Hitlers Abenteuer hat dann, was der 
Erste Weltkrieg schon entschieden hatte, noch 
einmal entschieden, und diesmal endgültig, und 
hat so die Trennung von der historischen Welt 
Bismarcks noch schärfer und tiefer gemacht.

Ernst Jünger notiert einmal, der Erste Welt-
krieg habe die europäische Monarchie zerstört, 
der Zweite den europäischen Nationalstaat. Bis-
marcks Welt war die Monarchie, die von der 
nationalen Bewegung bedroht war; er hatte die 
Versöhnung beider Prinzipien zustande ge-
bracht, aber diese Versöhnung, ohnehin nur auf 
Kleindeutschland beschränkt, war nicht von 
Dauer.

Aus eigener Erfahrung wissen wir, wie schnell 
die Zeit arbeitet, wie ungeheuer die Welt von 
heute sich von der Welt von vor fünfzig Jahren 
unterscheidet. Die Zeit arbeitete im neunzehn-
ten Jahrhundert nicht ganz so schnell wie heute, 
aber schon schnell genug; ein Mann, der acht-
undzwanzig Jahre regierte, mußte von ihr über-
holt werden. So ging es Bismarck. Als er in sein 
Amt berufen wurde, war er auf der Höhe des 
Lebens, seinen Mitmenschen sich weit überlegen 
fühlend, übermütig, angreiferisch und verwegen; 
es machte ihm nichts aus mit Krieg zu spielen, 
auch nicht, wie er schrieb und wie er tat, mit 
Krieg und Revolution kombiniert. Er sei gleich-
gültig gegen alle Phrasen, meint er, so auch gegen 
revolutionär und konservativ. Später war er aber 
nicht mehr gleichgültig gegenüber diesen Be-
griffen, und mit Krieg zu spielen lag ihm auch 
gar nicht mehr, alt, erfahren, ruhmgesättigt, krän-
kelnd und übrigens für seine Person sehr wohl-
habend, wie er jetzt war. Zum Schluß kam er 
den Jungen veraltet vor, ein lästiges Hindernis 
aus der Vorzeit, ein „alter Schwätzer", wie der 
Großherzog von Baden ihn nannte. Als er fiel, 
waren die meisten froh, ihn los zu sein; und 
zwanzig Jahre nach seinem Tod war von der 
Staatenordnung, die er aufgebaut hatte, nichts 
übrig. Ein Beispiel für den Weltlauf, dessen Ge-
setz auch die Stärksten nicht entgehen.

Aber eben da er und sein Werk uns jetzt so 
ferngerückt sind, so sind sie in der Vergangen-
heit aufgehoben; sie verändern sich nicht mehr, 
man kann sie ohne Vorurteil und Leidenschaft 
betrachten.

Fünfzehn Jahre bevor Bismarck geboren 
wurde, hat Friedrich von Gentz den europäi-
schen Staatsmann, so wie er sein sollte, folgen-
dermaßen beschrieben. „Eine ausgebreitete und 
gründliche Kenntnis der Verfassung, der Kräfte, 
der Gerechtsame und der Verhältnisse der Staa-
ten; ein tiefes Studium des menschlichen Ge-
müts in seinen verborgensten Triebfedern; ein 
schneller und treffender Blick, der in dem oft 
unlöslich scheinenden Gewebe der wechselseiti-
gen Pläne und Absichten und öffentlichen 
Schritte und geheimen Machinationen sogleich 
den wahren Lichtpunkt für das Urteil sowohl 

wie für die Entschließung faßt; die Gabe, das 
verwickeltste Geschäft, wo ein einziger falscher 
Schritt oft durch den Ruin der Nation bezahlt 
werden muß, zugleich mit der höchsten Festig-
keit und mit der höchsten Gewandtheit zu be-
handeln — das sind die Eigenschaften des Staats-
mannes in der höheren Bedeutung des Wortes. 
Wer eine solche Kunst wie ein unnützes Spiel-
werk verachten kann, muß nie ihre Elemente ge-
kannt und nie ihren Zweck begriffen haben." 
An einer anderen Stelle dieses Aufsatzes schreibt 
Gentz: „Die Entscheidung jeder kritischen Frage 
muß in einer Sphäre gesucht werden, die mit 
der rechtlichen nicht die entfernteste Gemein-
samkeit hat.“ Wenn das wahr ist — und es ist 
einmal und sehr lange Zeit wahr gewesen — 
und wenn dies die Beschreibung des idealen 
Staatsmannes ist, dann war Bismarck der ideale 
Staatsmann für seine Zeit, denn dies ungefähr 
ist seine Beschreibung. Er hat Politik immer für 
eine Kunst erklärt, für die man vor allem Talent 
haben mußte, und die man dann lernen konnte 
durch Übung und Erfahrung, nicht aber durch 
Theorie; in diesem Sinn hat er zu den Reichs-
tagsabgeordneten oft mit Hochmut gesprochen: 
sie verstünden das nicht, was er verstünde. Er 
hat diese seine Kunst allein auszuüben bean-
sprucht und jede Einmischung der Techniker, 
zumal der militärischen, der Generale, in die 
innerste Sphäre hintanzuhalten gewußt, mit-
unter durch furchtbare Anstrengungen. Er hat 
immer unterschieden zwischen der Sphäre der 
Politik einerseits, der des Rechts und der Moral 
andererseits. Als die aufgeregte öffentliche Mei-
nung in Deutschland nach Sedan die Bestrafung 
Napoleons III. forderte, hat er das schärfstens 
abgelehnt; man dürfe in der Politik nach nichts 
anderem fragen als nach dem, was dem Staate 
nützlich sei; diese Dinge könnten nicht mit dem 
Moralkodex in der Hand beurteilt werden. Er 
hat auch immer abgelehnt sich als Politiker für 
die Wohlfahrt der Bürger fremder Staaten zu 
interessieren. Einem deutschen Konsul, der aus 
Bulgarien entrüstete Berichte über die sozialen 
Zustände dort geliefert hatte, ließ er sagen, 
seine Entrüstung mache ihm menschlich Ehre, 
stehe aber seinem Amt nicht zu; Glück oder Un-
glück der Bulgaren seien durchaus kein Inter-
esse des Deutschen Reiches. Nicht einmal das 
Glück der Deutschen außerhalb des Deutschen 
Reiches; über die Deutschen in den baltischen 
Provinzen hat Bismarck einmal zum russischen 
Botschafter Schuwalow gesagt: Ecrasez les tou-
jours, mais ne les faites pas crier.

Er hat immer eine Verpflechtung wirtschaftli-
cher Interessen mit eigentlich politischen abge-
lehnt: Man könnte mit einer fremden Macht 
im Zollkrieg liegen und gleichzeitig eng mit ihr 
verbündet sein. Allenfalls konnte das, was er 
„wirtschaftliche Trinkgelder" nannte, kleine 
Konzessionen auf wirtschaftlichem Gebiet, dort 
gebraucht werden, wo man ernstere politische 
Konzessionen nicht machen wollte. In der Tat 
ist dies bis 1914 die Regel der europäischen 

Politik gewesen. Jene, die glauben, den Ersten 
Weltkrieg aus sogenannten „Wirtschaftsgrün-
den" erklären zu können, sind uns den Beweis 
bis heute schuldig geblieben. Die europäischen 
Staaten waren einander die besten Abnehmer, 
zumal England und Deutschland, das hat sie 
aber nicht gehindert, politisch einander die 
schlimmsten Feinde zu werden. Selbst heute 
wird man übrigens die tiefsten Gründe des Ge-
gensatzes zwischen Rußland und Amerika, China 
und Amerika, nicht in wirtschaftlichen Interes-
sen finden. Wirtschaft vereint, Politik trennt; 
unsere europäische Wirtschaft blüht heute wie 
nie zuvor, weil es eine innereuropäische Macht-
politik nicht mehr gibt.

Kein Theoretiker, kein Philantrop, kein Ju-
rist, kein Moralist; ein Politiker und nur dies; 
kein Philosoph, obgleich er gescheiter war als 
viele Philosophen. Als 1866 der Bürgermeister 
der hannoverschen Stadt Osnabrück von ihm 
wissen wollte, ob die Annexion Hannovers durch 
Preußen nun eigentlich eine Realunion bedeute 
oder eine bloße Personalunion der beiden Staa-
ten, antwortete er: „Uns an das Konkrete hal-
tend und Zwecke verfolgend, nicht Theorien 
realisierend, legen wir auf die noch nicht ein-
mal von der Wissenschaft zu allgemein recipierten 
Definitionen herausgearbeitete Unterscheidung 
zwischen Personalunion und Realunion keinen 
Wert.“ Das war gelehrt ausgedrückt, zum Refe-
rendar hatte er es ja immerhin gebracht. Was 
er meinte, war: Wir sind keine Juristen, sondern 
Politiker. Er konnte es auch derber sagen: auf 
plattdeutsch: da lach ik över; auf lateinisch: 
nescio quid mihi magis farcimentum esset. (Far-
cimentum heißt Wurst.)

Realpolitik war das allerdings, sachliche Poli-
tik, das Gegenteil von gedanklich oder idea-
listisch bestimmter; genau das, was die Angel-
sachsen matter-of-factness nennen. Aber es war 
nicht zynische, nicht ruchlose Politik; wiewohl 
ihre Formulierungen manchmal zynisch klangen. 
Bismarck war ein großer Literat auf seine Art 
und liebte, zumal im Gespräch, die verblüffen-
den Formulierungen. Im Grunde — darin stim-
men wohl alle, die sein Werk kennen, heute 
überein — war er ein ernster, frommer Mann, 
schwer an seiner Verantwortung tragend. 
Und es gab das, was er die Imponderabilien 
nannte: Dinge, die man auch in der Außenpo-
litik nicht tun darf, nicht weil das Völkerrecht 
sie verböte — gar zu ernst nahm Bismarck das 
geschriebene Völkerrecht nicht —, sondern weil 
sie gegen ungeschriebene Gesetze, gegen den In-
stinkt der Menschen, vielleicht gegen einen hö-
heren Willen verstießen. Undankbarkeit, Groß-
sprecherei, Kapriziosität, Betrug, Maßlosigkeit 
und wieder Maßlosigkeit — dies waren die zu 
vermeidenden Sünden. Ihre Folgen ließen sich 
nicht messen wie militärische Kräfte, konnten 
aber gleichwohl entscheidend sein. Wenn Bis-
marck um 1866 der suspekteste, verhaßteste 
Politiker Europas war, um 1880 aber der, der 



die stärkste Autorität und allgemeines Ver-
trauen genoß, so durfte er es nicht zuletzt dem 
zuschreiben, daß er die Bedeutung der Imponder-
abilien zu schätzen gelernt hatte und daß er 
sich jetzt praktisch daran hielt.

Wir dürfen ihn nicht idealisieren. Gar zu 
viele Stimmen sagen dasselbe über ihn: Stim-
men scharfblickender Zeitgenossen, die ihn aus 
der Ferne beobachteten, Stimmen naher Freunde 
— soweit er Freunde überhaupt hatte —, die 
Tür an Tür mit ihm lebten. Sie sagen, daß er 
ein großer Mann mit kleinen Eigenschaften ge-
wesen sei, oder ein Genie und gleichzeitig ein 
kleiner Charakter. Und wenn seine kleinlichen, 
häßlichen Eigenschaften um ihn herum einen 
Hof von brutalen Strebern, von Duckmäusern 
und Intriganten entstehen ließen, wenn sie die 
ganze Atmosphäre der deutschen inneren Politik 
vergifteten, so ist es unmöglich, daß sie sich 
nicht auch im Äußeren sollten ausgewirkt 
haben.

Man hat Bismarck mit Winston Churchill ver-
glichen, und daran mag etwas sein. Beide waren 
sie Künstler, große Schriftsteller in der Politik, 
beide, zumal in der Jugend, auch Abenteurer, 
mit Freude am Spiel und Wagnis. Aber Chur-
chill eignet ein schöner Zug, der Bismarck fehl-
te: Edelmut. Eine Geste wie die, dem Feld-
marschall Rommel mitten im Kriege seine Be-
wunderung auszusprechen, das war nicht Bis-
marcks Sache; wenn Churchill bei dem Prozeß 
des Generals von Manstein Geld für die Ver-
teidigung beisteuerte, so hätte Bismarck das 
nimmermehr getan; Geld herzugeben lag ihm 
überhaupt nicht, am wenigsten für einen ge-
schlagenen Feind. Er war ohne Mitleid, er hatte 
wenig Liebe, aber viel Haß.

Ich nenne Ihnen drei Zeugnisse. Zwei davon 
sind unlängst zum erstenmal im Druck erschie-
nen, die Aufzeichnungen des Geheimrats von 
Holstein, und die Tagebücher der Baronin Spit-
zenberg, geb. Varnbüler. Das dritte ist altbe-
kannt: die Briefe Theodor Fontanes. Fontane 
war ein glühender Bewunderer Bismarcks gewe-
sen, er hat die schönen Gedichte „Jung-Bis-
marck“ und „Wo Bismarck ruhen soll“ gemacht. 
Aber gleich nach der Entlassung konnte er 
schreiben: „Die Welt hat selten ein größeres 
Genie gesehen, selten einen mutigeren und cha-
raktervolleren Mann und selten einen größeren 
Humoristen. Aber eines war ihm versagt ge-
blieben: Edelmut. Das Gegenteil davon, das zu-
letzt die häßlichste Form kleinlichster Gehässig-
keit annahm, zieht sich durch sein Leben ... 
Es ist ein Glück, daß wir ihn los sind.“ Fon-
tanes spätere Urteile sind noch bedeutend 
schärfer.

Die Beobachtungen Geheimrat Holsteins, der 
selber ein intriganter, verklatschter Diplomat 
war, wird man an sich nicht unbesehen anneh-
men; wenn er etwa behauptet, Bismarck sei 
Morphinist gewesen, so können wir aus anderen 
Quellen dies Gerücht auf einen sehr bescheide-

nen Wahrheitskern reduzieren; wenn er meint, 
der Kanzler sei ein wirkungssüchtiger Schau-
spieler, der seine buschigen Augenbrauen 
künstlich in die Höhe streiche, um sie noch for-
midabler erscheinen zu lassen, so mag man 
solche und andere skurrile Notizen nicht weiter 
ernstnehmen. Aber das, was Holstein wieder 
und wieder über Bismarcks Verhältnis zu seinen 
Mitmenschen sagt, seine Menschenverachtung, 
die er selber seinen Pessimismus nennt, die 
kalte Zweckhaftigkeit, die Freunde und Mitar-
beiter wie Messer und Gabel gebraucht, immer 
bereit, sie für den nächsten Gang auszuwechseln, 
die Freudlosigkeit seines Daseins, die Boshaf-
tigkeit auf Kosten anderer als wesentlichste 
Quelle von Spaß und Heiterkeit — all das ist 
offenbar wahr und von geschichtlicher, nicht 
nur psychologischer Bedeutung. In Bismarcks 
Memoiren, in seinen persönlichen Briefen jagen 
sich die boshaften Urteile. Schlagen wir die 
.Gedanken und Erinnerungen' irgendwo auf. Da 
heißt es etwa über einen gewissen Herm von 
Heyden, der einen Einfluß auf die sozialen Ideen 
des jungen Kaisers gehabt haben soll: „ ... der 
Maler von Heyden, ein sich leicht bewegender 
Gesellschaftsmann, der, vor dreißig Jahren Berg-
werksbeamter eines schlesischen Magnaten, heut 
in den bergmännischen Fachkreisen für einen 
Maler und in den künstlerischen für einen Berg-
mann gilt. Derselbe hatte, wie uns mitgeteilt 
wurde, seinen Einfluß bei dem Kaiser weniger 
auf sein eigenes Urteil als auf seinen Verkehr 
mit einem alten Arbeiter aus dem Wedding be-
gründet, welchen er als Modell für Bettler und 
Propheten benutzte, und aus dessen Unterhal-
tung er zugleich Material für legislatorische An-
regungen an höchster Stelle schöpfte.“ Oder 
über die Großherzogin von Baden, die nach Ber-
lin geeilt war, um ihren kranken Vater, den 
alten Kaiser zu pflegen: „Nun war zwar die 
Pflege, welche der Kaiser von seiner Frau Toch-
ter genoß, dem Patienten kein Bedürfnis, son-
dern eine Kundgebung kindlicher Liebe, welche 
er mit ritterlicher Höflichkeit über sich ergehen 
ließ." Dergleichen ironische Bosheiten drängen 
sich buchstäblich in seinen Schriften; aber Aus-
drücke der Bewunderung, des Dankes, des be-
jahenden Lobes wird man auf hundert Seiten 
kaum einen finden. (Nicht, daß sie vollständig 
fehlten.)

Die Württembergerin, Frau von Spitzenberg, 
gestorben 1914, war durch Jahrzehnte Bis-
marcks nahe Freundin, sie liebte ihn, bewun-
derte ihn, diese Freundschaft war der Stolz ihres 
langen Lebens. Sie zeichnete alles Liebenswür-
dige auf, was sie finden konnte: seine Freude 
an der Natur, wie gut er zu Tieren und Bäumen 
sein konnte, wie er Pferde und Hunde im Him-
mel wieder zu treffen hoffte, seine einfache 
Frömmigkeit. Aber selbst diese Tagebuchschrei-
berin notierte sich beim Sturz Bismarcks: „Habe 
ich von jeher darunter gelitten, daß meinem 
mächtigen Freunde so viel Kleines und Klein-
liches anhaftete, so stehe ich tief erschüttert vor 

der Tatsache, daß an diesem Meister und Werk 
zugrunde zu gehen drohen. Leider ist ja nicht zu 
leugnen, daß seit Jahren im Inneren ein furcht-
barer Marasmus eingerissen war: eine Reihe der 
notwendigsten Gesetze fiel einfach unter den 
Tisch, weil sie dem Fürsten für seine privaten 
Gutsinteressen nicht paßten... Was nun die 
Familie betrifft, so bricht über sie nicht unge-
recht die Nemesis herein für die Brutalität und 
Unbarmherzigkeit, mit der sie viele Menschen, 
Groß und Klein, in den Staub getreten..Von 
dem Despotismus, dem Mißtrauen, der wach-
senden Unnahbarkeit Bismarcks ist vorher oft 
die Rede.

Dergleichen ist nicht nur psychologisch inter-
essant. Es ist von historischer Bedeutung, weil 
das Deutsche Reich, in der Form, in der es zwi-
schen 1866 und 1871 entstand, und in der es bis 
1890, 1918, 1933 existierte, zu einem großen 
Teil das Kunstwerk Bismarcks war —, ohne ihn 
wäre es wohl auch, aber anders, und niemand 
weiß wie entstanden —, und weil vom Wesen des 
Künstlers etwas in das Kunstwerk eingegangen 
sein muß. Bismarck war ein Mann ohne Hoff-
nung. Seit 1871 gab er seinen Mitbürgern kei-
nen Ausblick, kein Zukunfts- und Leitbild mehr. 
Er glaubte nicht an Ideen, an Ismen; nur an 
wirkliche Kräfte und Interessen. Mit denen ging 
er um, wie sie an ihn herankamen, unterdrückte 
sie, schloß Zweckbündnisse mit ihnen, wenn er 
merkte, daß sie zum Unterdrücken zu stark ge-
worden waren, und schwächte und korrumpierte 
sie, während er mit ihnen verbündet war.

Nun liegt in jeder politischen Grundhaltung 
eine Gefahr, liegen in jeder gute und schlechte 
Möglichkeiten. Im Idealismus liegt die Gefahr 
der Schwäche, der Weltunkenntnis, des Betro-
genwerdens und sich selbst Betrügens, wie im 
Falle Präsident Wilsons; die Gefahr der hohlen 
Rhetorik, des bloßen Gefuchtels; liegt die Ge-
fahr der blutdürstigen Grausamkeit, dort, wo 
Idealismus sich mit Fanatismus verbündet. Im 
Idealismus ist das Gute, daß er den Menschen 
Hoffnung bietet, daß er mit dem Wirklichen 
nicht zufrieden ist, sondern es mit dem Besseren 
vergleicht, was sein sollte, daß er einen hohen 
Begriff vom Menschen, seiner Aufgabe und sei-
ner Zukunft hat. In der harten Sachlichkeit 
liegt der Vorzug des Praktischen, des Ernsten; 
sie hat keine Zeit für Wortstreitigkeiten, be-
griffliche Haarspaltereien; sie verspricht nicht 
das vollkommen Gute, weil sie es doch nicht er-
füllen könnte, macht keine hohlen Hoffnungen, 
aber sie verhindert manches Üble, Ausschwei-
fende. Ihre Gefahr ist, daß sie abgleitet in 
Hoffnungslosigkeit, in stumpfe Routine, in Zy-
nismus und in Korruption. In Bismarcks Werk 
finden sich diese Vorzüge — und finden sich, zu-
mal in der Spätzeit, auch diese Gefahren. Am 
Ende aber sind wir nicht frei zu wählen und zu 
sagen: er hätte diese gewaltigen Gaben haben 
sollen, aber nicht die Neigungen, die mit ihnen 
verbunden waren. So ist unsere Welt nicht ge-



macht, daß einer nur die guten schöpferischen 
Seiten seines Wesens haben hönnte, und die 
weniger guten nicht.

Ich habe die Beschreibung des vollkom-
menen Staatsmannes aus der Feder Fried-
richs von Gentz zitiert. Sicher wäre es gut. 
wenn wir so eisern beherrschte und entschluß-
kräftige, so maßvolle und weltkluge Herren 
heute hätten. Aber es wäre heute nicht 
mehr genug; während es 1800 und noch 
1870 durchaus genügte. Und dies aus einem 
sehr einfachen Grund. In der erwähnten 
Schrift nimmt Gentz es als unvermeidlich an, 
daß hin und wieder Kriege sein werden. Das 
Projekt eines Völkerbundes für den ewigen 
Frieden hält er für eines, das sich selber wider-
spricht; auch seien Kriege gar nicht das größte 
Übel, sie regelten und kanalisierten das, was an 
Gewalttätigkeit nun einmal im Menschen an-
gelegt ist; „ohne den Krieg" schreibt Gentz 
„gäbe es keinen Frieden auf Erden". Das Beste, 
was zu erreichen ist, ist ein System des Gleich-
gewichts; und dies muß und wird hin und wie-
der zusammenbrechen und kann dann nur mit 
Waffen wieder hergestellt werden. Das war in 
der Vergangenheit immer so, solange es Staaten 
gibt, und war auch zu Bismarcks Zeiten noch so, 
und in dies System paßte er als ein Meister hin-
ein. Schon in seiner Spätzeit war es nicht mehr 
ganz so, schon damals wurde klar und wurde 
besonders ihm klar, daß ein kommender Krieg 

die begrenzte, die vergleichsweise erträgliche 
Sache nicht mehr sein würde, die frühere Kriege 
gewesen waren; daher seine ängstliche, pessi-
mistische Vorsicht in den achtziger Jahren. 
Heute, so sagt man uns, haben auch die rus-
sischen Anführer die veränderte Situation ver-
standen. Das gibt uns durchaus keine Garantie; 
irgend eine Raserei, eine Fehlkalkulation, ein 
Nervenzusammenbruch kann die Katastrophe 
jederzeit herbeiführen. Daß aber Krieg das 
nicht mehr ist, was er zu Bismarcks Zeiten noch 
war, ein kühlen Mutes zu Erwartendes, ein nur 
Aufzuschiebendes, ein in seiner Möglichkeit so-
gar Unentbehrliches, die ultima ratio der Kö-
nige — das wenigstens wissen wir jetzt mit Be-
stimmtheit. Und damit werden alle die großen 
Eigenschaften des Staatsmannes, die ehedem 
genügten, ungenügend. Es gibt die völlige Un-
abhängigkeit nicht mehr, die der Staatsmann 
von Bismarcks Schlag dem Staate zu sichern ge-
dachte, die Souveränität selber nicht mehr. Es 
gibt die Gleichgültigkeit gegenüber der Wohl-
fahrt anderer Völker nicht mehr, eben wieder 
weil es die spröde Einsamkeit des einzelnen 
Staates, der einzelnen Nation nicht mehr gibt. 
Eine Idee wie die der sogenannten Entwick-
lungshilfe wäre Bismarck unverständlich gewe-
sen; die Idee einer menschlichen Solidarität 
überhaupt, Einheit und einheitliche Bedrohtheit 
des Menschenschicksals — von alledem wußte 
er nichts. Starken Sinn besaß er für eine wür-

dige, angesehene Existenz der deutschen Na-
tion unter anderen Nationen; aber solche Wür-
de verband in seinem Geist sich inniger mit der 
Macht des Staates als mit Wohlfahrt und Glück 
des einzelnen. Die Macht des Staates wieder 
wurde ihm durch Monarchie, Adel und Heer, 
durch eine herrschende Kaste repräsentiert. Man 
könnte in diesem Sinne sagen, daß wir heutzu-
tage in Europa und Amerika konkreter denken 
als Bismarck und seine Zeitgenossen; denn die 
Macht und Glorie des Staates als eines unper-
sönlichen Abstraktums bewegt uns nicht mehr 
sehr. Ziel moderner Politik ist die wirkliche 
Wohlfahrt, die Möglichkeit zur Selbstverwirk-
lichung einzelner, lebender Menschen. Bismarck 
hat vor allem staatlich, nicht sozial, gedacht 
und gefühlt.

Schranken nicht seines Genius, sondern Be-
stimmtheit seiner Zeit, die anders bestimmt war 
als die unsere, obgleich die unsere allmählich 
aus ihr gekommen ist. Es hat keinen Sinn, sic’: 
den Menschen in einer anderen Zeit vorzustel-
len, als in der, in der er lebte. Zeit und Indivi-
duum gehören zusammen. In dieser hat er ge-
blüht, dieser hat er genügt, gegen diesen zeit-
lichen Hintergrund gesehen bleibt er groß und 
lebendig.
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